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Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, 
Jugendhilfe 
(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf 
Förderung seiner Entwicklung und auf Erzie­
hung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 

(2) [...] 

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des 
Rechts nach Absatz 1 insbesondere 
1. junge Menschen in ihrer individuellen und 

sozialen Entwicklung fördern und dazu 
beitragen, Benachteiligungen zu vermei­
den oder abzubauen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
bei der Erziehung beraten und unterstützen, 

3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für 
ihr Wohl schützen, 

4. dazu beitragen, positive Lebensbedin­
gungen für junge Menschen und ihre Fa­
milien sowie eine kinder- und familien­
freundliche Umwelt zu erhalten oder zu 
sc haften.-

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverantwortung, 
Jugendhilfe 
(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf 
Förderung seiner Entwicklung, Teilhabe am 
Leben und auf Erziehung zu einer möglichst 
selbstbestimmten, eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 
(2) [...] 
(3) Ein junger Mensch hat Teil an der Gesell­
schaft, wenn er in alle ihm betreffenden Le­
bensbereiche einbezogen ist; dies ist der Fall, 
wenn er entsprechend seines Alters und sei­
nen individuellen Fähigkeiten Zugang zu al­
len ihn betreffenden Lebensbereichen hat, 
die Möglichkeit hat, in diesen Lebensberei­
chen selbstbestimmt zu interagieren, sowie 
die Möglichkeit zur Interaktion in einem sei­
nen Fähigkeiten entsprechendem Mindest­
maß wahrnimmt. (Teilhabe am Leben) 
(4) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des 
Rechts nach Absatz 1 insbesondere 

1. junge Menschen in ihrer individuellen und 
sozialen Entwicklung fördern, ihnen eine 
gleichberechtigte Teilhabe am Leben in 
der Gemeinschaft ermöglichen oder er­
leichtern und dazu beitragen, Benachtei­
ligungen zu vermeiden oder abzubauen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
bei der Erziehung beraten und unterstützen, 

3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren für 
ihr Wohl schützen, 

4. dazu beitragen, positive Lebensbedin­
gungen für junge Menschen und ihre Fa­
milien, eine kinder- und familienfreundli­
che Umwelt zu erhalten oder zu schaffen 
sowie Inklusion für alle jungen Menschen 
zu verwirklichen, 

5. unabhängige und fachlich nicht wei­
sungsgebundene ombudschaftliche Be­
ratung und Begleitung für junge Men­
schen und ihre Familien ermöglichen. 
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§ 2 Aufgaben der Jugendhilfe 

[ . . . ]  

(2) Leistungen der Jugendhilfe sind: 

1. Angebote der Jugendarbeit, der Jugend­
sozialarbeit und des erzieherischen Kin­
der- und Jugendschutzes (§§ 11 bis 14), 

2. Angebote zur Förderung der Erziehung in 
der Familie (§§ 16 bis 21), 

3. Angebote zur Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in -T-ogespflege 
(§§22 bis 25), 

4. Hilfe zur Erziehung und ergänzende Leis­
tungen (§§ 27 bis 35, 36, 37, 39, 40), 

5. Hilfe für seelisch behinderte Kinder und 
Jugendliche und ergänzende Leistungen 
(§§ 35a bis 37, 39, 40), 

6. Hilfe für junge Volljährige und-Naebbe-
treuung (§ 41). 

(3) [...] 

§ 2 Aufgaben der Jugendhilfe 

[ - . ]  

(2) Leistungen der Jugendhilfe sind: 

1. Angebote der Jugendarbeit, der Jugend­
sozialarbeit und des erzieherischen Kin­
der- und Jugendschutzes (§§ 11 bis 14), 

2. Angebote zur Förderung der Erziehung in 
der Familie (§§ 16 bis 21), 

3. Angebote zur Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in Kindertages­
pflege (§§ 22 bis 25), 

4. Hilfe zur Erziehung und ergänzende Leis­
tungen (§§ 27 bis 35, 36, 37, 39, 40), 

5. Hilfe für seelisch behinderte Kinder und 
Jugendliche und ergänzende Leistungen 
(§§ 35a bis 37, 39,40), 

6. Leistungen zur Verselbständigung für jun­
ge Volljährige (§§ 29, 36 bis 41). 

(3) [...] 

§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

[ . . . ]  

(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch 
auf Beratung ohne Kenntnis des Personen­
sorgeberechtigten, wenn-die-Berat ung auf 
Grund einer Not und Konfliktlage erforderlich 
ist und solange durch die Mitteilung an den 
Personensorgeberechtigten der Beratungs­
zweck vereitelt würde. § 36 des Ersten Buches 
bleibt unberührt. 

§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

[ - . ]  

(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch 
auf Beratung ohne Kenntnis des Personen­
sorgeberechtigten, solange durch die Mittei­
lung an den Personensorgeberechtigten der 
Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des 
Ersten Buches bleibt unberührt. 

§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige An­
haltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es 
das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der 
wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Ju­
gendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das 
Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie 
das Kind oder den Jugendlichen in die Gefähr­
dungseinschätzung einzubeziehen und, sofern 
dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich 
ist, sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von 
dem Kind und von seiner persönlichen Umge­
bung zu verschaffen. Hälf das Jugendamt zur 
Abwendung der Gefährdung die Gewährung 
von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es 
diese den Erziehungsberechtigten anzubieten. 

§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige An­
haltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so 
hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammen­
wirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. 
Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes 
oder dieses Jugendlichen nicht in Frage ge­
stellt wird, hat das Jugendamt 

1. die Erziehungsberechtigten sowie das 
Kind oder den Jugendlichen in die Ge­
fährdungseinschätzung einzubeziehen 

und, sofern dies nach fachlicher Einschät­
zung erforderlich ist, 

2. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck 
von dem Kind und von seiner persönli­
chen Umgebung zu verschaffen sowie 
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(2) [-.] 

3. Personen nach § 4 Absatz 1 des Gesetzes 
zur Kooperation und Information im Kin­
derschutz, die dem Jugendamt nach § 4 
Absatz 3 des Gesetzes zur Kooperation 
und Information im Kinderschutz Daten 
übermittelt haben, in geeigneter Weise an 
der Gefährdungseinschätzung zu beteili­
gen. 

Hält das Jugendamt zur Abwendung der 
Gefährdung die Gewährung von Hilfen für 
geeignet und notwendig, so hat es diese den 
Erziehungsberechtigten anzubieten. 

(2) [...] 

[ . . . ]  

§ 9 Grundrichtung der Erziehung, Gleichbe­
rechtigung von Mädchen und Jungen 

Bei der Ausgestaltung der Leistungen und der 
Erfüllung der Aufgaben sind 

1. die von den Personensorgeberechtigten 
bestimmte Grundrichtung der Erziehung 
sowie die Rechte der Personensorgebe­
rechtigten und des Kindes oder des Ju­
gendlichen bei der Bestimmung der reli­
giösen Erziehung zu beachten, 

2. die wachsende Fähigkeit und das wach­
sende Bedürfnis des Kindes oder des Ju­
gendlichen zu selbständigem, verantwor-
tungsbewusstem Handeln sowie die je­
weiligen besonderen sozialen und kultu­
rellen Bedürfnisse und Eigenarten junger 
Menschen und ihrer Familien zu berück­
sichtigen, 

3. die unterschiedlichen Lebenslagen von 
Mädchen und Jungen zu berücksichti­
gen, Benachteiligungen abzubauen und 
die Gleichberechtigung von Mädchen 
und Jungen zu fördern. 

§ 9 Grundrichtung der Erziehung, Gleichbe­
rechtigung von Mädchen und Jungen 

Bei der Ausgestaltung der Leistungen und der 
Erfüllung der Aufgaben sind 

1. die von den Personensorgeberechtigten 
bestimmte Grundrichtung der Erziehung 
sowie die Rechte der Personensorgebe­
rechtigten und des Kindes oder des Ju­
gendlichen bei der Bestimmung der reli­
giösen Erziehung zu beachten, 

2. die wachsende Fähigkeit und das wach­
sende Bedürfnis des Kindes oder des Ju­
gendlichen zu selbständigem, verantwor-
tungsbewusstem Handeln sowie die je­
weiligen besonderen sozialen und kultu­
rellen Bedürfnisse und Eigenarten junger 
Menschen und ihrer Familien zu berück­
sichtigen, 

3. die unterschiedlichen Lebenslagen von 
Mädchen und Jungen zu berücksichti­
gen, die gleichberechtigte Teilhabe von 
jungen Menschen mit und ohne Behinde­
rungen umzusetzen, vorhandene Barrie­
ren und Benachteiligungen abzubauen 
und die Gleichberechtigung von Mäd­
chen und Jungen zu fördern. 

Neu: § 9a Ombudsstellen 

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann eine ombudschaftliche Beratungs- und Schlich­
tungsstelle errichten, an die sich junge Menschen und ihre Familien zur allgemeinen Beratung 
sowie Vermittlung und Klärung von Konflikten im Zusammenhang mit Aufgaben der Kinder-
und Jugendhilfe nach § 2 und deren Wahrnehmung durch die öffentliche und freie Jugendhil­
fe wenden können. 
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§ 14 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 

(1) Jurigen Menschen und Erziehungsberech­
tigten sollen Angebote des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes gemacht wer­
den. 

(2) Die Maßnahmen sollen 

1. junge Menschen befähigen, sich vor ge­
fährdenden Einflüssen zu schützen und sie 
zu Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit 
und Eigenverantwortlichkeit sowie zur 
Verantwortung gegenüber ihren Mitmen­
schen führen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
besser befähigen, Kinder und Jugendli­
che vor gefährdenden Einflüssen zu 
schützen. 

§ 14 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 

(1) Allen jungen Menschen und Erziehungs­
berechtigten sollen Angebote des erzieheri­
schen Kinder- und Jugendschutzes gemacht 
werden. 

(2) Die Maßnahmen sollen 

1. junge Menschen befähigen, sich vor ge­
fährdenden Einflüssen zu schützen und sie 
zu Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit 
und Eigenverantwortlichkeit sowie zur 
Verantwortung gegenüber ihren Mitmen­
schen führen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
besser befähigen, Kinder und Jugendli­
che vor gefährdenden Einflüssen zu 
schützen. 

Von diesen Maßnahmen ist insbesondere 
auch die Vermittlung von Medienkompetenz 
umfasst. 

§ 16 Allgemeine Förderung der Erziehung in 
der Familie 

[...] 

(3) Müttern und Vätern sowie schwangeren 
Frauen und werdenden Vätern sollen Bera­
tung und Hilfe in Fragen der Partnerschaft 
und des Aufbaus elterlicher Erziehungs- und 
Beziehungskompetenzen angeboten wer­
den. 

(4) [...] 

[...] 

§ 16 Allgemeine Förderung der Erziehung in 
der Familie 

[-.] 

(3) Müttern und Vätern sowie schwangeren 
Frauen und werdenden Vätern sollen Bera­
tung und Unterstützung in Fragen der Partner­
schaft und des Aufbaus elterlicher Erziehungs­
und Beziehungskompetenzen angeboten 
werden. 

(4) [...] 

[ • • • ]  

§ 22 Grundsätze der Förderung 

(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in 
denen sich Kinder für einen Teil des Tages 
oder ganztägig aufhalten und in Gruppen 
gefördert werden. Kindertagespflege wird 
von einer geeigneten Tagespflegeperson in 
ihrem Haushalt oder im Haushalt des Hers©-

über die Abgrenzung von Tageseinrichtun­
gen und Kindertagespflege regelt das Lan­
desrecht. fe-kofin-Quch regeln, dass Kinder-

(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kinder­
tagespflege sollen 

§ 22 Grundsätze der Förderung 

(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in 
denen sich Kinder für einen Teil des Tages 
oder ganztägig aufhalten und in Gruppen 
gefördert werden. Kindertagespflege wird 
von einer geeigneten Tagespflegeperson in 
ihrem Haushalt, im Haushalt des Erziehungs­
berechtigten oder in anderen geeigneten 
Räumen geleistet. Das Nähere über die Ab­
grenzung von Tageseinrichtungen und Kin­
dertagespflege regelt das Landesrecht. 

§ 22 Grundsätze der Förderung 

(1) Tageseinrichtungen sind Einrichtungen, in 
denen sich Kinder für einen Teil des Tages 
oder ganztägig aufhalten und in Gruppen 
gefördert werden. Kindertagespflege wird 
von einer geeigneten Tagespflegeperson in 
ihrem Haushalt oder im Haushalt des Hers©-

über die Abgrenzung von Tageseinrichtun­
gen und Kindertagespflege regelt das Lan­
desrecht. fe-kofin-Quch regeln, dass Kinder-

(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kinder­
tagespflege sollen 

(2) Tageseinrichtungen für Kinder und Kinder­
tagespflege sollen 
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1. die Entwicklung des Kindes zu einer ei­
genverantwortlichen ynd gemeinschafts­
fähigen Persönlichkeit fördern, 

2. die Erziehung und Bildung in der Familie 
unterstützen und ergänzen, 

3. den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit 
und Kindererziehung besser miteinander 
vereinbaren zu können. 

(3) Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, 
Bildung und Betreuung des Kindes und be­
zieht sich auf die soziale, emotionale, körper­
liche und geistige Entwicklung des Kindes. Er 
schließt die Vermittlung orientierender Werte 
und Regeln ein. Die Förderung soll sich am 
Alter und Entwicklungsstand, den sprachli­
chen und sonstigen Fähigkeiten, der Lebens­
situation sowie den Interessen und Bedürfnis­
sen des einzelnen Kindes orientieren und sei­
ne ethnische Herkunft berücksichtigen. 

1. die Entwicklung des Kindes zu einer mög­
lichst eigenverantwortlichen, gemein­
schaftsfähigen und selbstbestimmten Per­
sönlichkeit fördern, 

2. die Erziehung und Bildung in der Familie 
unterstützen und ergänzen, 

3. den Eltern dabei helfen, Erwerbstätigkeit, 
Kindererziehung und familiäre Pflege bes­
ser miteinander vereinbaren zu können. 

Hierzu sollen sie den Erziehungsberechtigten 
einbeziehen und, sofern sie Kinder mit und 
ohne Behinderung gemeinsam betreuen, mit 
dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe, an­
deren beteiligten Rehabilitationsträgern und 
anderen Personen, Diensten oder Einrichtun­
gen zusammenarbeiten, die bei der Leis­
tungserbringung für das Kind tätig werden. 

(3) Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, 
Bildung und Betreuung des Kindes und be­
zieht sich auf die soziale, emotionale, körper­
liche und geistige Entwicklung des Kindes. Er 
schließt die Gesundheitsförderung, die 
sprachliche Bildung sowie die Vermittlung 
orientierender Werte und Regeln ein. Die För­
derung soll sich am Alter und Entwicklungs­
stand, den sprachlichen und sonstigen Fähig­
keiten, der Lebenssituation sowie den Interes­
sen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes 
orientieren und seine ethnische Herkunft be­
rücksichtigen. 

(4) Sprachliche Bildung soll alltagsintegriert 
den Erwerb von Sprachkompetenzen des 
Kindes sicherstellen. 

§ 23 Förderung in Kindertagespflege 

[ . . . ]  

(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 
umfasst 

1. die Erstattung angemessener Kosten, die 
der Tagespflegeperson für den Sachauf­
wand entstehen, 

2. einen Betrag zur Anerkennung ihrer För­
derungsleistung nach Maßgabe von Ab­
satz 2a, 

3. die Erstattung nachgewiesener Aufwen­
dungen für Beiträge zu einer Unfallversi­
cherung sowie die hälftige Erstattung 
nachgewiesener Aufwendungen zu einer 
angemessenen Alterssicherung der Ta­
gespflegeperson und 

§ 23 Förderung in Kindertagespflege 

[ . . . ]  

(2) Die laufende Geldleistung nach Absatz 1 
umfasst 

1. die Erstattung angemessener Kosten, die 
der Tagespflegeperson für den Sachauf­
wand entstehen, 

2. einen Betrag zur Anerkennung ihrer För­
derungsleistung nach Maßgabe von Ab­
satz 2a, 

3. die Erstattung nachgewiesener Aufwen­
dungen für Beiträge zu einer angemesse­
nen Unfallversicherung sowie die hälftige 
Erstattung nachgewiesener Aufwendun­
gen zu einer angemessenen Alterssiche­
rung der Tagespflegeperson und 
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4. die hälftige Erstattung nachgewiesener 
Aufwendungen zu einer angemessenen 
Krankenversicherung und Pflegeversiche­
rung. 

(2a) [...] 

[ • • • ]  

4. die hälftige Erstattung nachgewiesener 
Aufwendungen zu einer angemessenen 
Kranken- und Pflegeversicherung. 

(2a) [...] 

[-] 

§ 24 Anspruch auf Förderung in Tageseinrich­
tungen und in Kindertagespflege 
(1) Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, ist in einer Einrichtung 
oder in Kindertagespflege zu fördern, wenn 

1. diese Leistung für seine Entwicklung zu 
einer eigenverantwortlichen und gemein­
schaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist 
oder 

2. die Erziehungsberechtigten 
a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, ei­

ne Erwerbstätigkeit aufnehmen oder 
Arbeit suchend sind, 

b) sich in einer beruflichen Bildungsmaß­
nahme, in der Schulausbildung oder 
Hochschulausbildung befinden oder 

c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 
im Sinne des Zweiten Buches erhalten. 

Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsbe­
rechtigten zusammen, so tritt diese Person an 
die Stelle der Erziehungsberechtigten. Der 
Umfang der täglichen Förderung richtet sich 
nach dem individuellen Bedarf. 

(2) [...] 

[ . . . ]  

§ 24 Anspruch auf Förderung in Tageseinrich­
tungen und in Kindertagespflege 
(1) Ein Kind, das das erste Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, ist in einer Einrichtung 
oder in Kindertagespflege zu fördern, wenn 

1. diese Leistung für seine Entwicklung zu 
einer möglichst eigenverantwortlichen, 
gemeinschaftsfähigen und selbstbe­
stimmten Persönlichkeit geboten ist oder 

2. die Erziehungsberechtigten 
a) einer Erwerbstätigkeit nachgehen, ei­

ne Erwerbstätigkeit aufnehmen oder 
Arbeit suchend sind, 

b) sich in einer beruflichen Bildungsmaß­
nahme, in der Schulausbildung oder 
Hochschulausbildung befinden oder 

c) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 
im Sinne des Zweiten Buches, erhalten. 

Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsbe­
rechtigten zusammen, so tritt diese Person an 
die Stelle der Erziehungsberechtigten. Der 
Umfang der täglichen Förderung richtet sich 
nach dem individuellen Bedarf. 

(2) [...] 

[ • • • ]  

Neu: § 24a Berichtspflicht 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag jährlich einen Bericht über den quantita­
tiven und qualitativen Stand des Förderangebots für Kinder in Tageseinrichtungen und in der 
Kindertagespflege vorzulegen. 

§ 27 Hilfe zur Erziehung 
[ . . . ]  

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach 
Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. Art und 
Umfang der Hilfe richten sich nach dem erzie­
herischen Bedarf im Einzelfall; dabei soll das 
engere soziale Umfeld des Kindes oder des 
Jugendlichen einbezogen werden. Die-Hiffe4st 
in der-Regei-im tnlanchzu-erbringen^ie-dar-f-Rur 
dann im-Ausland erbraeht-werden, wenn-die-s 
nach Maßgabe^der-Hilfeplanung zur Erreichung 
öes-Hilfe-z-ieles-im Einzelfall-erforderlich is-K 

(2a) [...] 

[ . . . ]  

§ 27 Hilfe zur Erziehung 

[ . . . ]  

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere nach 
Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. Art und 
Umfang der Hilfe richten sich nach dem er­
zieherischen Bedarf im Einzelfall; dabei soll 
das engere soziale Umfeld des Kindes oder 
des Jugendlichen einbezogen werden. 

(2a) [...] 

[ . . . ]  
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Neu: § 34a Betreute Wohngruppe, Jugendwohnen [ab 2023: § 32b] 

In einer betreuten Wohngruppe oder im Rahmen des Jugendwohnens sollen Jugendliche 
beim Übergang in eine selbständige Lebensführung durch Förderung ihrer Fähigkeiten zur 
Älltagsbewältigung sowie Stärkung der Eigenverantwortung und Selbstbestimmung insbeson­
dere in Verbindung mit Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen unterstützt werden. 

§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan 

(1) Der 
Kiftd-

der Hilfe zu beraten und 

de-s-Kimdes-oder des Jugendlichen hin-zuwei-

Famiiie-ertorder-liGh, so sin-d-die-in-Satz 1 ge-
nannten-Rersenen-bei-den-Auswahl der Ein 
richtung-oder-der-Rf legesteile zu beteiligen^ 

chen, soferu-sie-niG-ht-njit-unv-erindlteismdßi-

die in Satz 1 genannten-Rer-senen-die Erbrin ­
gung einer in § 78^-genannt-efr-keis-kung-ift 
einer Einrichtung, mit-deren Trägeekeiee-Yer-

-nur entsproehen-werden, wenn die 
-Erbringung deukeistuug4n-dieser-E-it 
eooh-Moflgabe des-Hiffeplens nach Absatz 2 
geboten ist-

(2) Die-Entsebeidut-ig-ü-ber-die im Einzelfall 

ten-werden. Als Ginndioge für die Ausgestal­
tung der Hilfe sollen sie zusammen mit dem 

notwendigen Leistungen enthältf-sie-sollen 
regelfflößig-prüfen, ob die-gewählte Hilteort-
weiter-hin-geeignet und notwendig-isk-Wer-

lung des Hilteplans und-seinenUberprüfung zu 
beteiligen. Erscheinen-Maßnehmen der be~ 

•S-teHen-betei ligt-werdenr 

§ 36 Hilfeplanung 

(1) Gegenstände der Hilfeplanung sind 

1. 

2. 

3. 

die Klärung der Lebens-, Entwicklungs­
und Erziehungssituation des Kindes oder 
Jugendlichen oder die Lebens- und Ent­
wicklungssituation des jungen Volljähri­
gen unter Einbeziehung seines sozialen 
Umfelds, 
die daraus resultierende Feststellung des 
individuellen Bedarfs des Kindes, des Ju­
gendlichen oder des jungen Volljährigen 
(§ 36c), 
die daraus abzuleitende Auswahl der ge­
eigneten und notwendigen Leistungen 
hinsichtlich Ziel, Art und Umfang (§ 36b). 

(2) Die Hilfeplanung umfasst insbesondere 

1. die Durchführung einer Hilfeplankonferenz 
(§ 36a Absatz 2 Satz 2), 

2. die Dokumentation des Verlaufs und der 
Ergebnisse der Hilfeplanung im Hilfeplan 
(§ 36d Absatz 2) sowie 

3. die regelmäßige Überprüfung des Hilfe­
plans (§ 36d Absatz 3). 
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-Hilfeplans sowie bei der Durchführung der 
Hilfe die Person, die eine Stellungnahme 

iigt werden. 

(3) Der Leistungsberechtigte nach § 27 und 
das Kind oder der Jugendliche, der Leistungs­
berechtigte nach § 35a und sein Erziehungs­
berechtigter oder der Leistungsberechtigte 
nach § 41 werden nach § 36a Absatz 1 und 2 
an der Hiifeplanung bei allen das Verfahren 
betreffenden Verfahrenshandlungen beteiligt. 
Die Beteiligung erfolgt in einer für die zu betei­
ligenden Personen wahrnehmbaren Form. 

(4) Zur Qualifizierung der Hiifeplanung wirken 
mehrere Fachkräfte des Trägers der öffentli­
chen Jugendhilfe nach § 36a Absatz 3 zu­
sammen. Die Einbeziehung Dritter erfolgt 
nach Maßgabe von § 36a Absatz 4. 

(5) Die Prinzipien der 

1. Partizipation, Transparenz und Individualität, 
2. trägerübergreifenden Kooperation und 

Koordination, 
3. Fachlichkeit und Interdisziplinarität, 
4. Lebensweltbezogenheit und Sozialraum­

orientierung sowie 
5. Zielorientierung 

finden Beachtung. 

Entscheidung nach Maßgabe des Hilfeplans 
unteeBeGchtung des Wunseh-und WeErt-
rechts erbracht wird; dies gilt auch in den 

§ 36a Beteiligung, Kooperation und Koordi­
nation 

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
hat den Leistungsberechtigten nach § 27 und 
das Kind oder den Jugendlichen, den Leis­
tungsberechtigten nach § 35a und seinen 
Erziehungsberechtigten oder den Leistungs­
berechtigten nach § 41 vor der Entscheidung 
über die Inanspruchnahme von Hilfen nach 
diesem Abschnitt und vor einer notwendigen 
Änderung von Art und Umfang der gewährten 
Hilfe zu beraten. Die Beratung betrifft insbe­
sondere die Lebens-, Entwicklungs- und Er­
ziehungssituation des Kindes, des Jugendli­
chen oder die Lebens- und Entwicklungssi­
tuation des jungen Volljährigen unter Einbe­
ziehung seines sozialen Umfelds, Leistungen 
nach diesem Buch, Leistungen anderer Leis­
tungsträger sowie Verwaltungsabläufe. Dabei 
ist auf die möglichen Folgen einer Hilfege­
währung für die Entwicklung des Kindes, des 
Jugendlichen oder des jungen Volljährigen 
sowie für seine familiale Lebenssituation hin­
zuweisen. 

(2) Hinsichtlich sämtlicher Gegenstände der 
Hilfeplanung nach § 36 Absatz 1 beteiligt der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe den Leis-

§ 36a Beteiligung, Kooperation und Koordi­
nation 

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
hat den Leistungsberechtigten nach § 27 und 
das Kind oder den Jugendlichen, den Leis­
tungsberechtigten nach § 35a und seinen 
Erziehungsberechtigten oder den Leistungs­
berechtigten nach § 41 vor der Entscheidung 
über die Inanspruchnahme von Hilfen nach 
diesem Abschnitt und vor einer notwendigen 
Änderung von Art und Umfang der gewährten 
Hilfe zu beraten. Die Beratung betrifft insbe­
sondere die Lebens-, Entwicklungs- und Er­
ziehungssituation des Kindes, des Jugendli­
chen oder die Lebens- und Entwicklungssi­
tuation des jungen Volljährigen unter Einbe­
ziehung seines sozialen Umfelds, Leistungen 
nach diesem Buch, Leistungen anderer Leis­
tungsträger sowie Verwaltungsabläufe. Dabei 
ist auf die möglichen Folgen einer Hilfege­
währung für die Entwicklung des Kindes, des 
Jugendlichen oder des jungen Volljährigen 
sowie für seine familiale Lebenssituation hin­
zuweisen. 

(2) Hinsichtlich sämtlicher Gegenstände der 
Hilfeplanung nach § 36 Absatz 1 beteiligt der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe den Leis-
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den-Leis-tungserbringern Vereinbarungen 

die Ausgestaltung der Leidwigserbringung 

den-Afe-
sä-tzen 1 und 2 vom Leist engsbereehtigTen 

ü-äffentli-

derliGbenAufwendungen-nuGverpflietvtet,-
TT^n rr 

Rechtsmittel nach-einer zu Unrecht 

lieh, den Träger der öffontlichen JugendMfe 

tungsberechtigten nach § 27 und das Kind 
oder den Jugendlichen, den Leistungsbe ­
rechtigten nach § 35a und seinen Erzie­
hungsberechtigten oder den Leistungsbe­
rechtigten nach § 41. Hierzu führt er insbe­
sondere mit diesen eine Konferenz zur Auf­
stellung und Überprüfung des Hilfeplans (Hil­
feplankonferenz) durch. Der Wahl und den 
Wünschen der Leistungsberechtigten ist zu 
entsprechen, sofern sie nicht mit unverhält­
nismäßigen Mehrkosten verbunden sind. 

(3) Die Gegenstände der Hilfeplanung nach 
§ 36 Absatz 1 werden im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte des Trägers der öffentli­
chen Jugendhilfe beraten. 

(4) Soweit dies zur Feststellung des individuel­
len Bedarfs des Kindes, des Jugendlichen 
oder des jungen Volljährigen oder zur Ab­
stimmung der Leistungen nach Inhalt, Umfang 
und Dauer erforderlich ist, werden insbeson­
dere 

1. andere Personen, Dienste oder Einrich­
tungen, die bei der Leistungserbringung 
tätig werden, 
die Person, die eine Stellungnahme nach 
§ 35a Absatz la abgegeben hat, 
andere Sozialleistungsträger, Rehabilitati­
onsträger oder öffentliche Stellen, 
die Schule sowie 
das Familiengericht, Jugendgericht oder 
die Staatsanwaltschaft 
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unter Berücksichtigung der Interessen des 
Kindes oder Jugendlichen und seiner Erzie­
hungsberechtigten oder des junge[n] Volljäh­
rigen in einzelne oder alle Verfahrensschritte 
der Hilfeplanung einbezogen. Über Art und 
Umfang der Einbeziehung entscheidet der 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Zu­
sammenwirken mehrerer Fachkräfte. 

Neu: § 36b Hilfeauswahl 

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe entscheidet über die Auswahl der im Einzelfall ge­
eigneten und notwendigen Hilfe nach pflichtgemäßem Ermessen auf der Grundlage des Hil­
feplans nach § 36d einschließlich Art, Dauer, Umfang, Beginn und Durchführung. Eignung und 
Notwendigkeit der Hilfe bestimmen sich nach dem Bedarf des Kindes, des Jugendlichen oder 
jungen Volljährigen im Einzelfall unter Berücksichtigung seines engeren sozialen Umfelds. 

(2) Sofern infrastrukturelle Angebote oder Regelangebote insbesondere nach §§ 16 bis 18, 
§§ 22 bis 25 oder § 13 im Hinblick auf den Bedarf des Kindes oder des Jugendlichen im Einzel­
fall geeigneter oder gleichermaßen geeignet sind, werden diese vom Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe als geeignete und notwendige Hilfe gewährt. Dem Leistungsberechtigten nach 
§ 41 werden vorrangig geeignete Angebote nach § 13 gewährt. 

(3) Insbesondere Hilfen nach § 31 oder § 35a Absatz 2 Nummer 1, die nach Maßgabe von 
§112 des Neunten Buches geleistet werden, werden als Gruppenangebote mehreren Leis­
tungsberechtigten gemeinsam gewährt, sofern diese gleichermaßen geeignet sind. 

(4) Nach Maßgabe von Absatz 1 bis 3 kann der Träger der öffentlichen Jugendhilfe unter­
schiedliche Hilfearten, Leistungen und Erbringungsformen zu einer Gesamtleistung zusam­
menstellen. 

(5) § 5 bleibt unberührt. 

Neu: § 36c Bedarfsermittlung [ab 2023: § 37] 

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe ermittelt den individuellen Bedarf des Kindes, des Ju­
gendlichen oder des jungen Volljährigen. Grundlage der Bedarfsermittlung ist eine umfas­
sende Klärung der Lebens-, Entwicklungs- und Erziehungssituation des Kindes oder des Ju­
gendlichen oder der Lebens- und Entwicklungssituation des jungen Volljährigen unter Einbe­
ziehung seines sozialen Umfelds. Dabei kommen systematische Arbeitsprozesse und standar­
disierte Arbeitsmittel (Instrumente) zur Anwendung, die den Grundsätzen und Maßstäben 
nach § 79a Absatz 1 entsprechen. 

Neu: § 36d Hilfeplan [ab 2023: § 38] 

(1) Unverzüglich nach Abschluss der Hilfeplankonferenz erstellt der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe eine Dokumentation des Verlaufs und der Ergebnisse der Hilfeplanung (Hilfeplan). 
Der Hilfeplan ist eine Nebenbestimmung zur Entscheidung des Trägers der öffentlichen Ju­
gendhilfe über die Hilfegewährung und bedarf der Schriftform. Er dient der Steuerung und 
Wirkungskontrolle des Hilfeprozesses. 

(2) Der Hilfeplan enthält mindestens 

1. die Beschreibung der Lebens-, Entwicklungs- und Erziehungssituation des Kindes oder des 
Jugendlichen oder die Beschreibung der Lebens- und Entwicklungssituation des jungen 
Volljährigen, 

2. die dadurch begründete Feststellung des individuellen Bedarfs des Kindes, des Jugendli-
chen oder des jungen Volljährigen, 
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3. die daraus abgeleitete Auswahl der geeigneten und notwendigen Hilfearten und Leistun­
gen hinsichtlich Ziel, Art und Umfang, 

4. das Gesamtziel der Hilfe, 
5. Beginn und voraussichtliche Dauer der Hilfe, 
6. die zur Bedarfsermittlung nach § 36c eingesetzten Instrumente, 
7. die an der Hilfeplanung Beteiligten und die Form ihrer Einbeziehung, 
8. die Ergebnisse der Hilfeplankonferenz, 
9. die Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts nach § 5 und 
10. die Erkenntnisse aus der Stellungnahme nach § 35a Absatz la, aus der Stellungnahme 

nach § 38 Absatz 2 Nummer 1, aus dem Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte nach 
§ 36a Absatz 3, aus der Einbeziehung Dritter nach § 36a Absatz 4. 

(3) Der Hilfeplan soll regelmäßig, mindestens jährlich, überprüft und fortgeschrieben werden. 

Neu: § 36e Ergänzende Bestimmungen zur Hilfeplanung bei stationären Leistungen 
[ab 2023: § 39] 

(1) Gegenstand der Hilfeplanung bei stationären Leistungen ist in Ergänzung der Planungsge­
genstände nach § 36 Absatz 1 die Klärung, ob die Leistung 

1. zeitlich befristet sein soll oder 
2. eine auf Dauer angelegte Lebensform bieten soll. 

(2) Maßgeblich bei der Perspektivklärung nach Absatz 1 ist, ob durch Leistungen nach die­
sem Abschnitt die Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfa­
milie innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretba­
ren Zeitraums so weit verbessert werden, dass sie das Kind oder den Jugendlichen wieder 
selbst erziehen, betreuen und fördern kann. Ist eine nachhaltige Verbesserung der Entwick­
lungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hin­
blick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraums nicht erreich­
bar, so soll mit den beteiligten Personen eine andere, dem Wohl des Kindes oder Jugendli­
chen förderliche und auf Dauer angelegte Lebensperspektive erarbeitet werden. In diesem 
Fall ist vor und während der Gewährung einer stationären Hilfe insbesondere zu prüfen, ob die 
Anrufung des Familiengerichts notwendig ist oder die Annahme als Kind in Betracht kommt. 

(3) Der Leistungsberechtigte nach § 27 und das Kind oder der Jugendliche, der Leistungsbe­
rechtigte nach § 35a und sein Erziehungsberechtigter oder der Leistungsberechtigten nach 
§ 41 Sind bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegestelle zu beteiligen. Der Wahl und 
den Wünschen der Leistungsberechtigten ist zu entsprechen, sofern sie nicht mit unverhält­
nismäßigen Mehrkosten verbunden sind. Wünschen die in Satz 1 genannten Personen die 
Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer Einrichtung, mit deren Träger keine Ver­
einbarungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen werden, wenn die Er­
bringung der Leistung in dieser Einrichtung nach Maßgabe des Hilfeplans geboten ist. 

(4) Im Hilfeplan sind neben den Inhalten nach § 36d Absatz 2 

1. die Perspektivklärung nach Absatz 1, 
2. die Feststellung einer auf Dauer angelegten Lebensform im Falle des Absatzes 2 Satz 2, 
3. das Ergebnis der Prüfung nach Absatz 2 Satz 3, 
4. die Art und Weise der Zusammenarbeit der Pflegeperson oder der in der Einrichtung für 

die Förderung des Kindes oder Jugendlichen verantwortlichen Personen und der Eltern 
nach § 37a Absatz 2 sowie die damit im Einzelfall verbundenen Ziele, 

5. der vereinbarte Umfang der Beratung und Unterstützung der Eltern nach § 37a Absatz 1 und 
6. bei Vollzeitpflege nach § 33 oder § 35a Absatz 2 Nummer 3 der vereinbarte Umfang der 

Beratung und Unterstützung der Pflegeperson nach § 37 Absatz 1 sowie die Höhe der lau­
fenden Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen nach § 39 

zu dokumentieren. 
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(5) Die Pflegeperson oder die [der] in der Einrichtung für die Förderung des Kindes oder Ju­
gendlichen verantwortlichen Personen sollen an der Hilfeplankonferenz beteiligt werden. 

(6) Die regelmäßige Überprüfung des Hilfeplans nach § 36d Absatz 3 ist an einem im Hinblick 
auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraum auszurichten. Eine 
Abweichung von den im Hilfeplan getroffenen Feststellungen ist nur bei einer Änderung des 
individuellen Bedarfs des Kindes oder Jugendlichen und entsprechender Änderung des Hilfe­
plans auch bei einem Wechsel der örtlichen Zuständigkeit zulässig. 

Neu: § 36f Übergangsmanagement [ab 2023: § 40] 

(1) Spätestens ab Vollendung des 17. Lebensjahres ist Gegenstand der Hilfeplanung die Klä­
rung, ob Hilfen nach diesem Abschnitt geeignet und notwendig sind, um das Ziel der Verselb­
ständigung nach Vollendung des 18. Lebensjahres zu erreichen. 

(2) Sind Hilfen nicht nach der Maßgabe des Absatzes 1 geeignet und notwendig, sind andere 
Sozialleistungs- oder Rehabilitationsträgerin die Hilfeplanung insbesondere durch Beteiligung 
an der Hilfeplankonferenz einzubeziehen, die nach fachlicher Einschätzung des Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe ab diesem Zeitpunkt für die Hilfe zuständig werden. 

(3) im Rahmen des Hilfeplans sind Regelungen zur Durchführung des Zuständigkeitsübergangs 
zu treffen. Eine Abweichung von den dort getroffenen Feststellungen ist nur bei einer Ände­
rung des Bedarfs des jungen Volljährigen zulässig. 

(4) Absatz 1 bis 3 gilt entsprechend, wenn Hilfen nach diesem Abschnitt auf der Grundlage 
des Hilfeplans nach § 36d beendet werden sollen und nach fachlicher Einschätzung des Trä­
gers der öffentlichen Jugendhilfe andere Sozialleistungs- oder Rehabilitationsträger ab dem 
Zeitpunkt der Beendigung zuständig werden. 

§ 37 ZusammenarbeitbeiHilfenaußerbalb 
der eigenen Familie 

f4-^e-i44ffefH^eb^-§-32-bis-S44Jf)d-§-3öQ-Ab-
satz 2 Nummer 3 und 4 soll darauf hingewirkt 

der Einrichtung für die Erziehung verGfrtwortli-

Kifdes^deFdesdyge^iGben-zusoromepiof-
beiten. Dweh-Berofyftg-und Untefdüizwg 
sötte n-die-Erziehu nosbed iftaufi gefl-te-deoHep-

eheft-ver-fret-boren Zeitrourns-soweit verbes-
serbwerden-r-dass sie das Kind-eder-detWu-

Beratung und-
fGFrt-htngBwifkbwerdeft, dass die Bezie-h-wg 

Kindes-odeodes Jugendtiehen-förderiiefre 

§ 37 Beratung und Unterstützung der Pflege­
person, örtliche Prüfung [ab 2023: § 35a] 
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(2) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme 
des Kindes oder Jugendlichen und während 
der Dauer des Pflegeverhältnisses Anspruch 
auf Beratung und Unterstützung; dies gilt 
auch in den Fällen, in denen für das Kind 
oder den Jugendlichen weder Hilfe zur Erzie­
hung noch Eingliederungshilfe gewährt wird 
oder die Pflegeperson nicht der Erlaubnis zur 
Vollzeitpflege nach § 44 bedarf. Lebt das 
Kind oder der Jugendliche bei einer Pflege­
person außerhalb des Bereichs des zuständi­
gen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, so 
sind ortsnahe Beratung und Unterstützung 
sicherzustellen. Der zuständige Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe hat die aufgewen­
deten Kosten einschließlich der Verwaltungs­
kosten auch in den Fällen zu erstatten, in de­
nen die Beratung und Unterstützung im Wege 
der Amtshilfe geleistet wird. § 23 Absatz 4 
Satz 3 gilt entsprechend. 

{2a-)-(Diev\ft und Weise-der-Zusammenarbeit 

Ziele sind im Hilfeplan zu dokumentieren. Bei 
Hilfen nach den §§ 33, 35a Absatz 2 Nummer 
3-und § 41 zählen-dazu aueh-der-vereinbarte 
LJmfartg-der Beratu ng-der-Pflegeperson-sowie 
die-Höhe-der la uferrden-Leistungen^um Un-
terfoalt des Kindes oder Jugendlichen. Eine 

HilfpnlnrK yiilrK^in I III I 1^.-1 I lj Z.Ol\ClJJlMT 

(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen des 
Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle 
überprüfen, ob die Pflegeperson eine dem 
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen för­
derliche Erziehung gewährleistet. Die Pflege­
person hat das Jugendamt über wichtige 
Ereignisse zu unterrichten, die das Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen betreffen. 

(1) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme 
des Kindes oder Jugendlichen und während 
der Dauer des Pflegeverhältnisses Anspruch 
auf Beratung und Unterstützung; dies gilt 
auch in den Fällen, in denen für das Kind 
oder den Jugendlichen weder Hilfe zur Erzie­
hung noch Eingliederungshilfe gewährt wird 
oder die Pflegeperson nicht der Erlaubnis zur 
Vollzeitpflege nach § 44 bedarf. Lebt das 
Kind oder der Jugendliche bei einer Pflege­
person außerhalb des Bereichs des zuständi­
gen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, so 
sind ortsnahe Beratung und Unterstützung 
sicherzustellen. Der zuständige Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe hat die aufgewen­
deten Kosten einschließlich der Verwaltungs­
kosten auch in den Fällen zu erstatten, in de­
nen die Beratung und Unterstützung im Wege 
der Amtshilfe geleistet wird. § 23 Absatz 4 
Satz 3 gilt entsprechend. 

(2) Sofern der Inhaber der Personensorge 
durch eine Erklärung nach § 1688 Absatz 3 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Ver­
tretungsmacht der Pflegeperson soweit ein­
schränkt, dass dies eine dem Wohl des Kin­
des oder des Jugendlichen förderliche Ent­
wicklung nicht mehr ermöglicht, sowie bei 
sonstigen Meinungsverschiedenheiten sollen 
die Beteiligten das Jugendamt einschalten. 

(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen des 
Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle 
überprüfen, ob eine dem Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen förderliche Entwick­
lung bei der Pflegeperson gewährleistet ist. Die 
Pfiegeperson hat das Jugendamt über wichti­
ge Ereignisse zu unterrichten, die das Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen betreffen. 
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Neu: § 37a Beratung und Unterstützung der Eltern, Zusammenarbeit bei stationären Leistungen 

(1) Bei Hilfen nach §§ 32 bis 34 und § 35a Absatz 2 Nummer 3 und 4 werden die Eltern des Kin­
des oder Jugendlichen beraten und unterstützt. Dadurch sollen die Entwicklungs-, Teilhabe­
oder Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick auf die Ent­
wicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit verbessert werden, dass 
sie das Kind oder den Jugendlichen wieder selbst erziehen kann. Während dieser Zeit soll da­
rauf hingewirkt werden, dass die Beziehung des Kindes oder Jugendlichen zur Herkunftsfamilie 
gefördert wird. Ist eine nachhaltige Verbesserung der Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erziehungs­
bedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums nicht erreichbar, dient die Be­
ratung und Unterstützung der Eltern der Erarbeitung und Sicherung einer anderen, dem Wohl 
des Kindes oder Jugendlichen förderlichen und auf Dauer angelegten Lebensperspektive. 

(2) Bei den in Absatz 1 Satz 1 genannten Hilfen soll darauf hingewirkt werden, dass die Pfle­
geperson oder die in der Einrichtung für die Förderung des Kindes oder Jugendlichen verant­
wortliche Person und die Eltern zum Wohl des Kindes oder Jugendlichen zusammenarbeiten. 
Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellt dies durch eine abgestimmte Wahrnehmung der 
Aufgaben nach Absatz 1 und § 37 sicher. 

§ 38 Vermittlung bekterVWsübung der 
Rersonensor^e 

S©lem-e 

ßüfgerliGben-
fflÖ 
dass dies eine dem Wohl des Kir 

§ 38 Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen 
[ab 2023: § 41] 

(1) Hilfen nach diesem Abschnitt sind in der 
Regel im Inland zu erbringen; sie dürfen nur 
dann im Ausland erbracht werden, wenn dem 
Bedarf des Kindes oder des Jugendlichen im 
Einzelfall nur dadurch entsprochen werden 
kann. Dies ist im Hilfeplan darzulegen. 

(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll 
vor der Entscheidung über die Gewährung 
einer Hilfe, die ganz oder teilweise im Ausland 
erbracht wird, 

1. 

2. 

zur Feststellung einer seelischen Störung 
mit Krankheitswert die Stellungnahme ei­
ner in § 35a Absatz la Satz 1 genannten 
Person einholen, 
sicherstellen, dass 
a) der Leistungserbringer über eine Be­

triebserlaubnis nach § 45 für eine Ein­
richtung im Inland verfügt, in der Hilfe 
zur Erziehung erbracht wird und die 
Gewähr dafür bietet, dass er die 
Rechtsvorschriften des Aufenthaltslan­
des einhält und mit den Behörden des 
Aufenthaltslandes sowie den deut­
schen Vertretungen im Ausland zu­
sammenarbeitet, 

b) mit der Erbringung der Hilfen nur Fach­
kräfte nach § 72 Absatz 1 betraut wer­
den, 

c) die Überprüfung und Fortschreibung 
des Hilfeplans unter Beteiligung des 
Kindes oder Jugendlichen in der Regel 
am Ort der Leistungserbringung erfolgt, 
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d) mit dem Leistungserbringer über die 
Qualität der Maßnahme eine Verein­
barung abgeschlossen wird; dabei sind 
die fachlichen Handlungsleitlinien des 
überörtlichen Trägers anzuwenden. 

3. die Eignung der mit der Leistungserbrin­
gung zu betrauenden Einrichtung oder 
Person an Ort und Stelle überprüfen und 

4. der erlaubniserteilenden Behörde unver­
züglich Angaben zum Leistungserbringer, 
zu Beginn und Ende der Leistungserbrin­
gung im Ausland sowie zum Aufenthaltsort 
des Kindes oder Jugendlichen melden. 

Zweites Kapitel 
Leistungen der Jugendhilfe 

Vierter Abschnitt 
Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für 

seelisch behinderte Kinder und Jugendliche, 
Hilfe für junge Volljährige 

Vierter Unterabschnitt 
Hilfe für junge Volljährige 

Zweites Kapitel 
Leistungen der Jugendhilfe 

Vierter Abschnitt 
Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für 

seelisch behinderte Kinder und Jugendliche, 
Hilfe für junge Volljährige 

Vierter Unterabschnitt 
Leistungen für junge Volljährige 

§ 41 Hilfe für junge Volljährige, Naehbetreuung 

(1) iinem jungen Volljährigen-soll-Hilfe für die Per-
sönlichkoitsentwicklung-und-zu-eineneigenvef-
antworHichen Lebensführung^ewähFt-werden; 
weRn und solange-die-Hilfe-auT-Grund-der-indivi-
duellen-Situation-des^ungen Menschen-notwen-
dig ist. DieHilfeAwd-in-der-Regehnunbis zur Voll-
endung des 21. Lebensjahres'gewährt; in be­
gründeten Einzelfällen-solf-sie-föf-einen begrenz-
ten Zeitraum darüber hinaus fortgesetzt werden. 

(2) Für die-Ausgesialtong-der Hilfe gelten § 27 
Absatz 3 und 4 sowie-die-§-§ 28 bis 30, 33 bis 36, 
39-und-40 entsprechend-mit der Maßgabe? 
dass an die-Stelle-des Per-sonensorgeberech-
t igten-oder-des-Kindes-odef-desdoge-ndtic h e n 

(3) Denjunge Volljährige soll auch nach Be­
endigung der Hüte bei der Verselbständigung 
tm-notwendigen Umfang beraten und unter­
stützt werden. 

§ 41 Leistungen zur Verselbständigung 
für junge Volljährige 

( 1 )  Junge Volljährige haben einen Anspruch 
auf Fortsetzung geeigneter und notwendiger 
Leistungen nach diesem Abschnitt, wenn und 
solange eine einer eigenverantwortlichen und 
möglichst selbständigen und selbstbestimm­
ten Lebensführung entsprechende Persönlich­
keitsentwicklung nicht gewährleistet ist und 
das Ziel der Verselbständigung nach Maßga­
be des Hilfeplans erreichbar ist. Eine Beendi­
gung der Leistung schließt den Anspruch auf 
deren Fortsetzung nicht aus. In begründeten 
Einzelfällen sollen jungen Volljährigen geeig­
nete und notwendige Leistungen nach diesem 
Abschnitt erstmalig gewährt werden, wenn sie 
das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet ha­
ben. § 27 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(2) Junge Volljährige sollen auch nach Been­
digung der Leistung bei der Verselbständi­
gung beraten und unterstützt werden. 
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§ 45 Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung 

(1) Der Träger einer 

Einrichtung der Erlaubnis. Einer Erlaubnis be­
darf nicht, wer 

1. eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Ju­
gendbildungseinrichtung, eine Jugend­
herberge oder ein Schullandheim be­
treibt, 

2. ein Schülerheim betreibt, das landesge­
setzlich der Schulaufsicht untersteht, 

3. eine Einrichtung betreibt, die außerhalb 
der Jugendhilfe liegende Aufgaben für 
Kinder oder Jugendliche wahrnimmt, 
wenn für sie eine entsprechende gesetzli­
che Aufsicht besteht oder im Rahmen des 
Hotel- und Gaststättengewerbes der Auf­
nahme von Kindern oder Jugendlichen 
dient. 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl 
der Kinder und Jugendlichen in der Einrich­
tung gewährleistet ist. Dies ist in der Regel 
anzunehmen, wenn 

-Tr die dem Zweck und der Konzeption der 
Einrichtung entsprechenden räumlichen, 
fachlichen, wirtschaftlichen und personel­
len Voraussetzungen für den Betrieb erfüllt 
sind, 

% die gesellschaftliche und sprachliche In­
tegration und ein gesundheitsförderliches 
Lebensumfeld in der Einrichtung unter­
stützt werden sowie die gesundheitliche 
Vorsorge und die medizinische Betreuung 
der Kinder und Jugendlichen nicht er­
schwert werden sowie 

& zur Sicherung der Rechte von Kindern und 
Jugendlichen in der Einrichtung geeigne­
te Verfahren der Beteiligung sowie der 
Möglichkeit der Beschwerde in persönli­
chen Angelegenheiten Anwenciuftg-fin-
de«. 

(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat der 
Träger der Einrichtung mit dem Antrag 

1. die Konzeption der Einrichtung vorzule­
gen, die auch Auskunft über Maßnahmen 
zur Qualitätsentwicklung und -Sicherung 
gibt, sowie 

Entwurfsfassung für 2017 

§ 45 Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung 

(1) Der Träger einer Einrichtung nach § 45a 
bedarf für den Betrieb der Einrichtung der 
Erlaubnis. Einer Erlaubnis bedarf nicht, wer 

1. eine Jugendfreizeiteinrichtung, eine Ju­
gendbildungseinrichtung, eine Jugend­
herberge oder ein Schullandheim be­
treibt, 

2. ein Schülerheim betreibt, das landesge­
setzlich der Schulaufsicht untersteht, 

3. eine Einrichtung betreibt, die außerhalb 
der Jugendhilfe liegende Aufgaben für 
Kinder oder Jugendliche wahrnimmt, 
wenn für sie eine entsprechende gesetzli­
che Aufsicht besteht oder im Rahmen des 
Hotel- und Gaststättengewerbes der Auf­
nahme von Kindern oder Jugendlichen 
dient. 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl 
der Kinder und Jugendlichen in der Einrich­
tung gewährleistet ist. Dies ist in der Regel 
anzunehmen, wenn 

1. der Träger die für den Betrieb der Einrich­
tung erforderliche Zuverlässigkeit besitzt, 

2. die dem Zweck und der Konzeption der 
Einrichtung entsprechenden räumlichen, 
fachlichen, wirtschaftlichen und personel­
len Voraussetzungen für den Betrieb erfüllt 
sind und durch den Träger gewährleistet 
werden, 

3. die gesellschaftliche und sprachliche In­
tegration und ein gesundheitsförderliches 
Lebensumfeld in der Einrichtung unter­
stützt werden sowie die gesundheitliche 
Vorsorge und die medizinische Betreuung 
der Kinder und Jugendlichen nicht er­
schwert werden sowie 

4. zur Sicherung der Rechte von Kindern und 
Jugendlichen in der Einrichtung geeignete 
Verfahren der Beteiligung sowie der Mög­
lichkeit der Beschwerde in persönlichen 
Angelegenheiten innerhalb und außerhalb 
der Einrichtung gewährleistet werden. 

(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat der 
Träger der Einrichtung mit dem Antrag 

1. die Konzeption der Einrichtung vorzule­
gen, die auch Auskunft über Maßnahmen 
zur Qualitätsentwicklung und -Sicherung 
gibt, 
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2. im Hinblick auf die Eignung des Personals 
nachzuweisen, dass die Vorlage und Prü­
fung von aufgabenspezifischen Ausbil­
dungsnachweisen sowie von Führungs­
zeugnissen nach § 30 Absatz 5 und § 30a 
Absatz 1 des Bundeszentralregistergeset­
zes sichergestellt sind; Führungszeugnisse 
sind von dem Träger der Einrichtung in re­
gelmäßigen Abständen erneut anzufor­
dern und zu prüfem 

(4) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmun­
gen versehen werden. ZurSieherufig des Wohls 
der Kinder und der Jugendlichen können aueh 
nachträgliche Auflagen erteilt werden. 

(5) [...] 

(6) Sind in einer Einrichtung Mängel festgestellt 
worden, so soll die zuständige Behörde zu­
nächst den Träger der Einrichtung über die 
Möglichkeiten zur Beseitigung der Mängel 
beraten. Wenn sich die Beseitigung der Män­
gel auf Entgelte oder Vergütungen nach § 75 
des Zwölften Buches auswirken kann, so ist der 
Träger der Sozialhilfe an der Beratung zu betei­
ligen, mit dem Vereinbarungen nach dieser 
Vorschrift bestehen. Werden festgestellte 
Mängel nicht behoben, so können dem Trä­
ger der Einrichtung Auflagen erteilt werden, 

Abwendung einer drohenden Beeinträchti 

oden-Jugendlichen-erforderlich sied. Wenn 
sich eine Auflage auf Entgelte oder Vergütun­
gen nach § 75 des Zwölften Buches auswirkt, 
so entscheidet die zuständige Behörde nach 

2. im Hinblick auf die Eignung des Personals 
nachzuweisen, dass die Vorlage und Prü­
fung von aufgabenspezifischen Ausbil­
dungsnachweisen sowie von Führungs­
zeugnissen nach § 30 Absatz 5 und § 30a 
Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes 
sichergestellt sind; Führungszeugnisse sind 
von dem Träger der Einrichtung in regel­
mäßigen Abständen erneut anzufordern 
und zu prüfen sowie 

3. nachzuweisen, dass den Grundsätzen 
einer ordnungsgemäßen Buch- und Ak­
tenführung entsprechende Aufzeichnun­
gen über den Betrieb der Einrichtung und 
deren Ergebnisse angefertigt sowie eine 
mindestens dreijährige Aufbewahrung 
dieser Aufzeichnungen sichergestellt 
werden. Aus diesen Aufzeichnungen 
müssen insbesondere 
a) für jede Einrichtung gesondert die 

Nutzungsart, Lage, Zahl und Größe 
der Räume, die Belegung der Einrich­
tung und die regelmäßigen Arbeits­
zeiten des in der Einrichtung beschäf­
tigen Personals und deren Dienstplä­
ne sowie 

b) die wirtschaftliche und finanzielle La­
ge des Trägers 

ersichtlich werden. 

(4) Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmun­
gen versehen werden. Zur Gewährleistung 
des Wohls der Kinder und der Jugendlichen 
können nachträgliche Auflagen erteilt wer­
den. 

(5) [...] 

(6) Sind in einer Einrichtung Mängel festgestellt 
worden, so soll die zuständige Behörde zu­
nächst den Träger der Einrichtung über die 
Möglichkeiten zur Beseitigung der Mängel 
beraten. Wenn sich die Beseitigung der Män­
gel auf Entgelte oder Vergütungen nach § 75 
des Zwölften Buches auswirken kann, so ist der 
Träger der Sozialhilfe an der Beratung zu betei­
ligen, mit dem Vereinbarungen nach dieser 
Vorschrift bestehen. Werden festgestellte 
Mängel nicht behoben, so können dem Trä­
ger der Einrichtung Auflagen nach Absatz 4 
Satz 2 erteilt werden. Wenn sich eine Auflage 
auf Entgelte oder Vergütungen nach § 75 des 
Zwölften Buches auswirkt, so entscheidet die 
zuständige Behörde nach Anhörung des Trä­
gers der Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen 
nach dieser Vorschrift bestehen, über die Ertei-
lung der Auflage. Die Auflage ist nach Mög-
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Anhörung des Trägers der Sozialhilfe, mit dem 
Vereinbarungen nach dieser Vorschrift beste­
hen, über die Erteilung der Auflage. Die Aufla­
ge ist nach Möglichkeit in Übereinstimmung 
mit Vereinbarungen nach den §§ 75 bis 80 des 
Zwölften Buches auszugestalten. 

(7) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu 
widerrufen, wenn das Wohl der Kinder oder 
der Jugendlichen in der Einrichtung gefähr­
det und der Träger denEinfichf-ung nicht be­
reit oder nicht in der Lage ist, die Gefährdung 
abzuwenden. Widerspruch und Anfech­
tungsklage gegen die Rücknahme oder den 
Widerruf der Erlaubnis haben keine aufschie­
bende Wirkung. 

lichkeit in Ubereinstimmung mit Vereinbarun­
gen nach den §§ 75 bis 80 des Zwölften Bu­
ches auszugestalten. 

(7) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu 
widerrufen, wenn das Wohl der Kinder oder 
der Jugendlichen in der Einrichtung gefähr­
det und der Träger nicht bereit oder nicht in 
der Lage ist, die Gefährdung abzuwenden. 
Sie kann zurückgenommen werden, wenn 
die Voraussetzungen für eine Erteilung nach 
Absatz 2 nicht oder nicht mehr vorliegen. § 47 
Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 des Zehnten 
Buches bleiben unberührt. Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen die Rücknahme 
oder den Widerruf der Erlaubnis haben keine 
aufschiebende Wirkung. 

Neu: § 45a Einrichtung 

Eine Einrichtung ist eine auf gewisse Dauer angelegte förmliche Verbindung ortsgebundener 
räumlicher, personeller und sachlicher Mittel mit dem Zweck der ganztägigen oder über ei­
nen Teil des Tages erfolgenden Unterkunftsgewährung sowie Betreuung, Beaufsichtigung, Er­
ziehung, Bildung, Ausbildung von Kindern und Jugendlichen außerhalb ihrer Familie, wenn 
der Bestand unabhängig von bestimmten Kindern und Jugendlichen, den dort tätigen Perso­
nen und der Zuordnung bestimmter Kinder und Jugendlicher zu bestimmten dort tätigen Per­
sonen ist. 

§ 46 Örtliche Prüfung 

(1) Die zuständige Behörde soll nach den 
Erfordernissen des Einzelfalls an Ort und Stelle 
überprüfen, ob die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Erlaubnis weiter bestehen. Der 
Träger deMiinricTrtung-soll-bei-deGört liehen 
Prüfung-mitwirkerv. Sie soll das Jugendamt 
und einen zentralen Träger der freien Ju­
gendhilfe, wenn diesem der Träger der Ein­
richtung angehört, an der Überprüfung betei­
ligen. 

(-2) Die von der zuständigen Behörde mit der 
Überprüfung der Einrichtung beauftragten 
Personen sind berechtigt, die für die Einrich­
tung benutzten Grundstücke und Räume, 
soweit diese nicht einem Hausrecht der Be­
wohner unterliegen, während der Tageszeit 
zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigun­
gen vorzu ne h m en-sic h-mihdemKindern-end 

§ 46 Prüfung 

(1) Die zuständige Behörde soll nach den 
Erfordernissen des Einzelfalls überprüfen, ob 
die Voraussetzungen für die Erteilung der Er­
laubnis weiter bestehen. Sie soll das Jugend­
amt und einen zentralen Träger der freien 
Jugendhilfe, wenn diesem der Träger der 
Einrichtung angehört, an der Überprüfung 
beteiligen. Der Träger der Einrichtung hat der 
zuständigen Behörde insbesondere alle für 
die Prüfung erforderlichen Unterlagen vorzu­
legen. 

(2) Örtliche Prüfungen können jederzeit un­
angemeldet erfolgen. Der Träger der Einrich­
tung soll bei der örtlichen Prüfung mitwirken. 

(3) Die von der zuständigen Behörde mit der 
Überprüfung der Einrichtung beauftragten 
Personen sind berechtigt, die für die Einrich­
tung benutzten Grundstücke und Räume, 
soweit diese nicht einem Hausrecht der Be­
wohner unterliegen, während der Tageszeit 
zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigun­
gen vorzunehmen sowie mit den Beschäftig-
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Jugendlichen in Verbindung zu setzen und 
die Beschäftigten befragen. Zur Abwehr 
von Gefahren für das Wohl der Kinder und 
der Jugendlichen können die Grundstücke 
und Räume auch außerhalb der in Satz 1 
genannten Zeit und auch, wenn sie zugleich 
einem Hausrecht der Bewohner unterliegen, 
betreten werden. Der Träger der Einrichtung 
hat die Maßnahmen nach den Sätzen 1 end 
2 zu dulden. 

ten und, wenn die Personensorgeberechtig­
ten damit einverstanden sind, mit den Kin­
dern und Jugendlichen Einzelgespräche zu 
führen. Zur Abwehr von Gefahren für das 
Wohl der Kinder und Jugendlichen können 
die Grundstücke und Räume auch außerhalb 
der in Satz 1 genannten Zeit und auch, wenn 
diese zugleich einem Hausrecht der Bewoh­
ner unterliegen, betreten werden sowie Ein­
zelgespräche mit den Kindern und Jugendli­
chen ohne Kenntnis der Personensorgebe­
rechtigten geführt werden. Bestehen Anhalts­
punkte dafür, dass das Wohl der Kinder und 
Jugendlichen in der Einrichtung nicht ge­
währleistet ist, können mit diesen Einzelge­
spräche ohne Kenntnis der Personensorgebe­
rechtigten geführt werden, wenn dies für die 
Wirksamkeit der Prüfung im Einzelfall erforder­
lich ist. Der Träger der Einrichtung hat die 
Maßnahmen nach den Sätzen 1 bis 3 zu dul­
den. 

§ 47 Meldepflichten 

Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrich­
tung hat der zuständigen Behörde unverzüg­
lich 

1. die Betriebsaufnahme unter Angabe von 
Name und Anschrift des Trägers, Art und 
Standort der Einrichtung, der Zahl der ver­
fügbaren Plätze sowie der Namen und 
der beruflichen Ausbildung des Leiters 
und der Betreuungskräfte, 

2. Ereignisse oder Entwicklungen, die geeig­
net sind, das Wohl der Kinder und Ju­
gendlichen zu beeinträchtigen, sowie 

3. die bevorstehende Schließung der Ein­
richtung 

anzuzeigen. Änderungen der in Nummer 1 
bezeichneten Angaben sowie der Konzepti­
on sind der zuständigen Behörde unverzüg­
lich, die Zahl der belegten Plätze ist jährlich 
einmal zu melden. 

§ 47 Meldepflichten 

(1) Der Träger einer erlaubnispflichtigen Ein­
richtung hat der zuständigen Behörde unver­
züglich 

1. die Betriebsaufnahme unter Angabe von 
Name und Anschrift des Trägers, Art und 
Standort der Einrichtung, der Zahl der ver­
fügbaren Plätze sowie der Namen und 
der beruflichen Ausbildung des Leiters 
und der Betreuungskräfte, 

2. Ereignisse oder Entwicklungen, die geeig­
net sind, das Wohl der Kinder und Ju­
gendlichen zu beeinträchtigen, sowie 

3. die bevorstehende Schließung der Ein­
richtung 

anzuzeigen. Änderungen der in Nummer 1 
bezeichneten Angaben sowie der Konzepti­
on sind der zuständigen Behörde unverzüg­
lich, die Zahl der belegten Plätze ist jährlich 
einmal zu melden. 

(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in 
dessen Zuständigkeitsbereich erlaubnispflich­
tige Einrichtungen liegen oder der die er­
laubnispflichtige Einrichtung mit Kindern und 
Jugendlichen belegt, und die zuständige 
Behörde haben sich gegenseitig über Ereig­
nisse oder Entwicklungen nach Absatz 1 
Nummer 2 unverzüglich zu informieren. 
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§ 52 Mitwirkung in Verfahren nach dem 
Jugendgerichtsgesetz 

(1) Das Jugendamt hat nach Maßgabe der 
§§ 38 und 50 Absatz 3 Satz 2 des Jugendge­
richtsgesetzes im Verfahren nach dem Ju­
gendgerichtsgesetz mitzuwirken. 

(2) [...] 

[ . . . ]  

§ 52 Mitwirkung in Verfahren nach dem 
Jugendgerichtsgesetz 

(1) Das Jugendamt hat nach Maßgabe der 
§§ 38 und 50 Absatz 3 Satz 2 des Jugendge­
richtsgesetzes im Verfahren nach dem Ju­
gendgerichtsgesetz mitzuwirken. Wenn es zur 
Erfüllung seiner ihm dabei obliegenden Auf­
gaben erforderlich ist, soll das Jugendamt mit 
öffentlichen Einrichtungen und sonstigen Stel­
len, deren Tätigkeit sich auf die Lebenssitua­
tion des Jugendlichen oder jungen Volljähri­
gen auswirkt, zusammenarbeiten. Die Zu­
sammenarbeit soll im Rahmen von gemein­
samen Konferenzen oder vergleichbaren 
gemeinsamen Gremien oder in anderen 
nach fachlicher Einschätzung geeigneten 
Formen erfolgen. 

(2) [...] 

[ . . . ]  

§ 58a Sörgeregister^-Beseheinigjung-Über 
Niehtvar4iegen-von-E4ntragungen-inv Sorge­
register 

(1) Zum Zwecke der Erteilung der Bescheini­
gung nach Absatz 2 wird für Kinder nicht mit­
einander verheirateter Eltern bei dem nach 
§ 87c Absatz 6 Satz 2 zuständigen Jugend­
amt ein Sorgeregister geführt. In das Sorgere­
gister erfolgt jeweils eine Eintragung, wenn 

1. Sorgeerklärungen nach § 1626a Absatz 1 
Nummer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
abgegeben werden oder 

2. aufgrund einer gerichtlichen Entschei­
dung die elterliche Sorge den Eltern ganz 
oder zum Teil gemeinsam übertragen 
wird. 

Dos-Sorgeregider-ent hä It -aec h Ei n tra gungem 

liehen Gesetzbuche-in-der bis zum 19^Mai 
2013 geltenden Fassung ersetzt wurdem 

(2) Liegen keine Eintragungen im Sorgeregis­
ter vor, so erhält die mit dem Vater des Kin­
des nicht verheiratete Mutter auf Antrag 
hierüber eine Bescheinigung von dem nach 
§ 87c Absatz 6 Satz 1 zuständigen Jugend-

§ 58a Auskunft über Alleinsorge aus dem 
Sorgeregister 

(1) Zum Zwecke der Erteilung der schriftlichen 
Auskunft nach Absatz 2 wird für Kinder nicht 
miteinander verheirateter Eltern bei dem 
nach § 87c Absatz 6 Satz 2 zuständigen Ju­
gendamt ein Sorgeregister geführt. In das 
Sorgeregister erfolgt jeweils eine Eintragung, 
wenn 

1. Sorgeerklärungen nach § 1626a Absatz 1 
Nummer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
abgegeben werden, 

2. aufgrund einer gerichtlichen Entschei­
dung die elterliche Sorge den Eltern ganz 
oder zum Teil gemeinsam übertragen 
wird oder 

3. die elterliche Sorge aufgrund einer 
rechtskräftigen gerichtlichen Entschei­
dung der Mutter ganz oder zum Teil ent­
zogen wird. 

(2) Liegen keine Eintragungen im Sorgeregis­
ter vor, so erhält die mit dem Vater des Kin­
des nicht verheiratete Mutter auf Antrag 
hierüber eine schriftliche Auskunft von dem 
nach § 87c Absatz 6 Satz 1 zuständigen Ju-
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amt. Die Mutter hat dafür Geburtsdatum und 
Geburtsort des Kindes oder des Jugendlichen 
anzugeben sowie den Namen, den das Kind 
oder der Jugendliche zur Zeit der Beurkun­
dung seiner Geburt geführt hat. 

gendamt. Die Mutter hat dafür Geburtsda­
tum und Geburtsort des Kindes oder des Ju­
gendlichen anzugeben sowie den Namen, 
den das Kind oder der Jugendliche zur Zeit 
der Beurkundung seiner Geburt geführt hat. 

§ 71 Jugendhilfeausschuss, Landesjugend-
hilfeausschuss 

[-] 

(5) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es 
regelt die Zugehörigkeit beratender Mitglie­
der zum Jugendhilfeausschuss. Es kann be­
stimmen, dass der Leiter der Verwaltung der 
Gebietskörperschaft oder der Leiter der Ver­
waltung des Jugendamts nach Absatz 1 
Nummer 1 stimmberechtigt ist. 

§ 71 Jugendhilfeausschuss, Landesjugend-
hilfeausschuss 

[ . . . ]  

(5) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es 
regelt die Zugehörigkeit beratender Mitglie­
der zum Jugendhilfeausschuss, insbesondere 
auch von selbstorganisierten Zusammen­
schlüssen von jungen Menschen und ihren 
Familien, die Leistungen der Kinder- und Ju­
gendhilfe erhalten, oder von Pflegepersonen. 
Es kann bestimmen, dass der Leiter der Ver­
waltung der Gebietskörperschaft oder der 
Leiter der Venvaltung des Jugendamts nach 
Absatz 1 Nummer 1 stimmberechtigt ist. 

§ 72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vor­
bestrafter Personen 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben 
in der Kinder- und Jugendhilfe keine Person 
beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräf­
tig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 
bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 225, 
232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafge­
setzbuchs verurteilt worden ist. Zu diesem 
Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder 
Vermittlung und in regelmäßigen Abständen 
von den betroffenen Personen ein Führungs­
zeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Ab­
satz 1 des Bundeszentralregistergesetzes vor­
legen lassen. 

[ . . . ]  

(5) Träger der öffentlichen und freien Ju­
gendhilfe dürfen von den nach den Absät­
zen 3 und 4 eingesehenen Daten nur den 
Umstand, dass EinsichT-in-efn Führungszeugnis 
genommen wurde, das Datum des Führungs­
zeugnisses und die Information erbeben, ob 
die das Führungszeugnis betreffende Person 
wegen einer StfafTat-naGb Absatz 1 Satz 1 
rechtskräftig verurteilt worden ist. Die Träger 
der öffentlichen und freien Jugendhilfe dür­
fen diese erhobenen Daten nur speichern, 
verändern und nutzen, soweit dies zum Aus 
schluss der Personen von der Tätigkeit, die 
Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungs-

§ 72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vor­
bestrafter Personen 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben 
in der Kinder- und Jugendhilfe keine Person 
beschäftigen oder vermitteln, die rechtskräf­
tig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 
bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 
201a Absatz 3, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 
236 des Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. 
Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstel­
lung oder Vermittlung und in regelmäßigen 
Abständen von den betroffenen Personen 
ein Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und 
§ 30a Absatz 1 des Bundeszentralregisterge­
setzes vorlegen lassen. 

[-] 

(5) Träger der öffentlichen und freien Ju­
gendhilfe dürfen von den nach den Absät­
zen 3 und 4 eingesehenen Daten nur den 
Umstand der Einsichtnahme, das Datum des 
Führungszeugnisses und die Information, ob 
die das Führungszeugnis betreffende Person 
wegen einer in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist, 
speichern. Die Träger der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe dürfen diese Daten nur 
verändern und nutzen, soweit dies zur Prüfung 
der Eignung einer Person für die Tätigkeit, die 
Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungs­
zeugnis gewesen ist, erforderlich ist. Die Da-
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zeugnis gewesen ist, erforderlich ist. Die Da­
ten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schüt­
zen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im 
Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätig­
keit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 
wahrgenommen wird. Andernfalls sind die 
Daten spätestens drei-Monate nach der Be­
endigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. 

ten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schüt­
zen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im 
Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätig­
keit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 
wahrgenommen wird. Andernfalls sind die 
Daten spätestens nach Beendigung einer 
solchen Tätigkeit zu löschen. 

§ 75 Anerkennung als Träger der freien 
Jugendhilfe 

(1) Als Träger der freien Jugendhilfe können 
juristische Personen und Personenvereinigun­
gen anerkannt werden, wenn sie 

1. auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne 
des § 1 tätig sind, 

2. gemeinnützige Ziele verfolgen, 
3. auf Grund der fachlichen und personel­

len Voraussetzungen erwarten lassen, 
dass sie einen nicht unwesentlichen Bei­
trag zur Erfüllung der Aufgaben der Ju­
gendhilfe zu leisten imstande sind, und 

4. die Gewähr für eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit bieten. 

(2) [...] 

[ . . . ]  

§ 74 Anerkennung als Träger der freien 
Jugendhilfe 

(1) Als Träger der freien Jugendhilfe können 
juristische Personen und Personenvereinigun­
gen anerkannt werden, wenn sie 

1. auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne 
des § 1 tätig sind, 

2. gemeinnützige Ziele verfolgen, 
3. auf Grund der fachlichen und personel­

len Voraussetzungen erwarten lassen, 
dass sie einen nicht unwesentlichen Bei­
trag zur Erfüllung der Aufgaben der Ju­
gendhilfe zu leisten imstande sind, und 

4. die Gewähr für eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit bieten. 

(2) [...] 

[ . . . ]  

§ 76 Beteiligung anerkannter Träger der freien 
Jugendhilfe an der Wahrnehmung anderer 
Aufgaben 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
können anerkannte Träger der freien Ju­
gendhilfe an der Durchführung ihrer Aufga­
ben nach den §§ 42, 42a, 43, 50 bis 52a und 
53 Absatz 2 bis 4 beteiligen oder ihnen diese 
Aufgaben zur Ausführung übertragen. 

(2) [...] 

§ 75 Beteiligung anerkannter Träger der freien 
Jugendhilfe an der Wahrnehmung anderer 
Aufgaben 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
können anerkannte Träger der freien Ju­
gendhilfe an der Durchführung ihrer Aufga­
ben nach den §§ 42, 42a, 43, 50 bis 52a und 
53 Absatz 2 bis 4 beteiligen oder ihnen diese 
Aufgaben zur Ausführung übertragen. 

(2) [...] 

§ 78 Arbeitsgemeinschaften 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen 
die Bildung von Arbeitsgemeinschaften an­
streben, in denen neben ihnen die anerkann­
ten Träger der freien Jugendhilfe sowie die 
Träger geförderter Maßnahmen vertreten 
sind. In den Arbeitsgemeinschaften soll da­
rauf hingewirkt werden, dass die geplanten 
Maßnahmen aufeinander abgestimmt wer­
den und sich gegenseitig ergänzen. 

§ 76 Arbeitsgemeinschaften 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen 
die Bildung von Arbeitsgemeinschaften an­
streben, in denen neben ihnen die anerkann­
ten Träger der freien Jugendhilfe sowie die 
Träger geförderter Maßnahmen vertreten 
sind. In den Arbeitsgemeinschaften soll da­
rauf hingewirkt werden, dass die geplanten 
Maßnahmen aufeinander abgestimmt wer­
den und sich gegenseitig ergänzen. 
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Neu: § 76a Voraussetzungen für die Übernahme von Kosten 

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt die Kosten einer Leistung nur dann, wenn sie 
auf der Grundlage seiner Entscheidung nach Maßgabe des Hilfeplans und der Orientierung 
an seinen sozialräumlichen Gestaltungsvorgaben (§ 79) unter Beachtung des Wunsch- und 
Wahlrechts und der Partizipation erbracht wird; dies gilt auch in den Fällen, in denen Eltern 
durch das Familiengericht zur Geltendmachung eines Leistungsanspruchs ihres Kindes oder 
junge Volljährige durch den Jugendrichter zur Inanspruchnahme von Leistungen nach die­
sem Gesetz verpflichtet werden. Die Vorschriften über die Heranziehung zu den Kosten der 
Leistung bleiben unberührt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 trägt der Träger der öffentlichen Jugendhilfe auch die Kosten 
einer Leistung in Fällen unmittelbarer Inanspruchnahme von niedrigschwelligen ambulanten 
Leistungen, insbesondere nach §§ 28 und 31, sowie von infrastrukturellen Angeboten oder 
Regelangeboten nach § 36b Absatz 2. Dazu soll er mit den Leistungserbringern Vereinbarun­
gen schließen, in denen die Voraussetzungen und die Ausgestaltung der Leistungserbringung 
sowie die Übernahme der Kosten geregelt werden. 

Neu: § 76b Erstattung selbstbeschaffter Leistungen 

Ist die Leistungserbringung nicht aufschiebbar bis zu einer Entscheidung des Trägers der öf­
fentlichen Jugendhilfe über die Gewährung der Leistung beziehungsweise bis zu einer Ent­
scheidung über ein Rechtsmittel und beschafft sich der Leistungsberechtigte die Leistung 
selbst, so ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach einer zu Unrecht abgelehnten Leis­
tung unter Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erstattung 
der Aufwendungen verpflichtet, wenn 

1. der Leistungsberechtigte den Träger der öffentlichen Jugendhilfe vor der Selbstbeschaf­
fung über den Bedarf in Kenntnis gesetzt hat oder er die Inkenntnissetzung im Falle einer 
nicht zu vertretenden Unmöglichkeit unverzüglich nach Wegfall des Hinderungsgrundes 
nachholt und 

2. die Voraussetzungen für die Gewährung der Leistung vorlagen. 

Neu: § 76c Wahl der Finanzierungsart 

Im Rahmen seiner Gesamt- und Planungsverantwortung (§ 79) entscheidet der Träger der 
öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe nach pflichtgemäßem Ermessen über die Wahl der Fi­
nanzierungsart. Das Ermessen über die Wahl der Finanzierungsart ist so auszuüben, dass der 
Bedarf von Kindern und Jugendlichen in größtmöglicher Qualität unter Beachtung sozialräum­
licher Gestältungserfordernisse und der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
gesichert ist. Bei stationären Einrichtungen gilt zudem § 78b Absatz 2 und 4. 

§ 74 Förderung der freien Jugendhilfe 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie för­
dern, wenn der jeweilige Träger 

1. die fachlichen Voraussetzungen für die 
geplante Maßnahme erfüllt und die Be­
achtung der Grundsätze und Maßstäbe 
der Qualitätsentwicklung und Qualitätssi-
chenjng_na^h_§79a^ 

Dritter Abschnitt 
Förderung und Finanzierung, Vereinbarungen 

über Leistungsangebote, Entgelte und 
Qualitätsentwicklung 

§ 77 Förderung der freien Jugendhilfe 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sollen die freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe anregen; sie sollen sie för­
dern, wenn der jeweilige Träger 

1. die fachlichen Voraussetzungen für die 
geplante Maßnahme erfüllt und die Be­
achtung der Grundsätze und Maßstäbe 
der Qualitätsentwicklung und Qualitätssi-
cherungnaoh§7^agewährleistet^ 



DIJuF-Gesamtsynopse (2017) zur Arbeitsfassung/Diskussionsgrundlage (7.9.2016_23.8.2016) Stand: 12.9.2016 24 
zur Vorbereitung eines Gesetzes zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen 

Bisherige Fassung Entwurfsfassung für 2017 

2. die Gewähr für eine zweckentsprechen­
de und wirtschaftliche Verwendung der 
Mittel bietet, 

3. gemeinnützige Ziele verfolgt, 
4. eine angemessene Eigenleistung erbringt 

und 
5. die Gewähr für eine den Zielen des 

Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet. 

Eine auf Dauer angelegte Förderung setzt in 
der Regel die Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe nach § 75 voraus. 

(2) [...] 

[ . . . ]  

2. die Gewähr für eine zweckentsprechen­
de und wirtschaftliche Verwendung der 
Mittel bietet, 

3. gemeinnützige Ziele verfolgt, 
4. eine angemessene Eigenleistung erbringt 

und 
5. die Gewähr für eine den Zielen des 

Grundgesetzes förderliche Arbeit bietet. 

Eine auf Dauer angelegte Förderung setzt in 
der Regel die Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe nach § 75 voraus. 

(2) [...] 

[ - ]  

§ 74a Finanzierung von Tageseinrichtungen 
für Kinder 

Die Finanzierung von Tageseinrichtungen 
regelt das Landesrecht. Dabei können alle 
Träger von Einrichtungen, die die rechtlichen 
und fachlichen Voraussetzungen für den Be­
trieb der Einrichtung erfüllen, gefördert wer­
den. Die Erhebung von Teilnahmebeiträgen 
nach § 90 bleibt unberührt. 

§ 77a Finanzierung von Tageseinrichtungen 
für Kinder 

Die Finanzierung von Tageseinrichtungen 
regelt das Landesrecht. Dabei können alle 
Träger von Einrichtungen, die die rechtlichen 
und fachlichen Voraussetzungen für den Be­
trieb der Einrichtung erfüllen, gefördert wer­
den. Die Erhebung von Teilnahmebeiträgen 
nach § 90 bleibt unberührt. 

§ 77 Vereinbarungen über die-Höh^der 
Kosten 

Werden Einrichtungen und Dienste der Träger 
der freien Jugendhilfe in Anspruch genom­
men, so sind Vereinbarungen über die Höhe 
der Kosten der Inanspruchnahme zwischen 
der öffentlichen und der freien Jugendhilfe • 
anzustreben. Das Nähere regelt das Landes­
recht. Die §§ 78a bis 78g bleiben unberührt. 

§ 78 Vereinbarungen über Entgelte und Leis­
tungen ambulanter Angebote 

(1) Werden Einrichtungen und Dienste der Trä­
ger der freien Jugendhilfe in Anspruch ge­
nommen, so sind Vereinbarungen über die 
Höhe der Kosten der Inanspruchnahme zwi­
schen der öffentlichen und der freien Jugend­
hilfe anzustreben. Das Nähere regelt das Lan­
desrecht. Die §§ 78a bis 78g bleiben unberührt.. 

(2) Wird eine Leistung im Sinne des § 36b Ab­
satz 2 oder nach § 37 Absatz 1 erbracht, so ist 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur 
Übernahme der Kosten der Inanspruchnah­
me nur verpflichtet, wenn mit den Leistungs­
erbringern Vereinbarungen über Inhalt, Um­
fang und Qualität der Leistungen, insbeson­
dere zu Art, Ziel und Qualität des Leistungsbe­
reichs, zu den Leistungsadressaten und zur . 
Qualifikation des Personals geschlossen wor­
den sind. Die Vereinbarungen sind nur mit 
denjenigen leistungserbringenden Trägern 
abzuschließen, die insbesondere unter Be­
rücksichtigung der Grundsätze der Qualität, 
Kontinuität, Orientierung an sozialräumlichen 
Gestaltungsvorgaben, Zugänglichkeit, Zu­
sammenarbeit, Wirtschaftlichkeit und Spar­
samkeit zur Erbringung der Leistungen geeig­
net sind. Für Vereinbarungen nach diesem 
Absatz gilt § 78e entsprechend. 
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(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Ju­
gendhilfe schließen mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe Vereinbarungen über 
Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung 
der Qualität der Leistungsangebote nach 
Absatz 2 sowie über geeignete Maßnahmen 
zu ihrer Gewährleistung. 

Dritte ̂ Abschnitt 

Förderung-und-Finanzierung, Vereinbarungen 
über-Leistungsangeboterintgette-und 

Qualitätsentwicklung 

§ 78a Anwendungsbereich 

(1) Die Regelungen der §§ 78b bis 78g gelten 
für die Erbringung von 

Leistungen für Betreuung und Unterkunft 

Wohnform (§ 13 Absatz 3)7 
3? Leistungen in gemeinsamen Worinformen 

föf-Mötter/Väter u nd-K4ndef-(§-4-2-)7 

8? Leistungen zueUmterstützu ng-bei-natwen-
. diger Unterbringueg-des-Kindes-ader-du-
gendlichen zur Erteilung der-Schelpflicht 
(§ 21 Satz2), 

4? Hilfe zur Erziehung 
ej in einer T-agesgruppe-f§ 32), 
b} in einem-Heiffi-odeeetoer sonstigen 

&etreuten-W-obnfoffln-(§ 34) sowie 
G| in intensiyer-soaalpödagogischeuEiu-

ze 1 b e t reuu ng-{§-85)-,-s-oferi^sie-oußer-
halb der eigenen Familie erfolgt? 

d) in sonstiger teilstationärer oder statio­
närer Form (§ 27), 

{§4J5aAbsat^2-N ummer 2 Alternative 2), 
b)- Einrichtungen über Tag und Nacht so-

wie-sondigen Wohnfafmen-(§-85a-Ab-

4* b+tfe-fünjun ge-Volljah rig6-(-§M-b)-SQfem 

nannten Lebfuugee-eutsgricht, sawte 
=4? Leistungen-^m-UuteibGtf-(§ 39), sofern 

den; § 39 Absatz 2-Satz 3 bleibt unbeiühft-r 

(2) Landesrecht kann bestimmen, dass die 
§§ 78b bis 78g auch für andere Leistungen 
nach diesem Buch sowie für vorläufige Maß­
nahmen zum Schutz von Kindern und Ju­
gendlichen (§ 42) gelten. 

§ 78a Anwendungsbereich 

(1) Die Regelungen der §§ 78b bis 78g gelten 
für die Erbringung von Leistungen in teilstatio­
närer und stationärer Form. Ausgenommen 
sind Leistungen der Vollzeitpflege. 

Dritte ̂ Abschnitt 

Förderung-und-Finanzierung, Vereinbarungen 
über-Leistungsangeboterintgette-und 

Qualitätsentwicklung 

§ 78a Anwendungsbereich 

(1) Die Regelungen der §§ 78b bis 78g gelten 
für die Erbringung von 

Leistungen für Betreuung und Unterkunft 

Wohnform (§ 13 Absatz 3)7 
3? Leistungen in gemeinsamen Worinformen 

föf-Mötter/Väter u nd-K4ndef-(§-4-2-)7 

8? Leistungen zueUmterstützu ng-bei-natwen-
. diger Unterbringueg-des-Kindes-ader-du-
gendlichen zur Erteilung der-Schelpflicht 
(§ 21 Satz2), 

4? Hilfe zur Erziehung 
ej in einer T-agesgruppe-f§ 32), 
b} in einem-Heiffi-odeeetoer sonstigen 

&etreuten-W-obnfoffln-(§ 34) sowie 
G| in intensiyer-soaalpödagogischeuEiu-

ze 1 b e t reuu ng-{§-85)-,-s-oferi^sie-oußer-
halb der eigenen Familie erfolgt? 

d) in sonstiger teilstationärer oder statio­
närer Form (§ 27), 

{§4J5aAbsat^2-N ummer 2 Alternative 2), 
b)- Einrichtungen über Tag und Nacht so-

wie-sondigen Wohnfafmen-(§-85a-Ab-

4* b+tfe-fünjun ge-Volljah rig6-(-§M-b)-SQfem 

nannten Lebfuugee-eutsgricht, sawte 
=4? Leistungen-^m-UuteibGtf-(§ 39), sofern 

den; § 39 Absatz 2-Satz 3 bleibt unbeiühft-r 

(2) Landesrecht kann bestimmen, dass die 
§§ 78b bis 78g auch für andere Leistungen 
nach diesem Buch sowie für vorläufige Maß­
nahmen zum Schutz von Kindern und Ju­
gendlichen (§ 42) gelten. 

(2) Landesrecht kann bestimmen, dass die 
§§ 78b bis 78g auch für andere Leistungen 
nach diesem Buch sowie für vorläufige Maß­
nahmen zum Schutz von Kindern und Ju­
gendlichen (§§ 42, 42a) gelten. 
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§ 78b Voraussetzungen für die Übernahme 
des Leistungsentgelts 

[ . . . ]  

(2) -Die Vereinbarungen sind mit den-T-rägem 
abzuschließen, die unter Berücksichtigung 
der Grundsätze der Leistwtgsföhigbeit, Wirt­
schaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erbringung 
der Leistung geeignet sind. 

Vereinbarungen über die Erbringung von 
bitte zur Erziehung4m-A-usland dürfen nur mit 
solchen Trägern abgeschlossen werden, die 

•tung im Inland-stnebin -der44iIfeuzuuira e-
bung-erbra eht-wirch 

§ 78b Voraussetzungen für die Übernahme 
des Leistungsentgelts 

[ • • • ]  

(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
kann mit denjenigen Trägern Vereinbarungen 
abschließen, die unter Berücksichtigung der 
Grundsätze der Qualität, Kontinuität, Orientie­
rung an sozialräumlichen Gestaltungsvorga­
ben, Zugänglichkeit, Zusammenarbeit, Wirt­
schaftlichkeit und Sparsamkeit zur Erbringung 
der Leistung geeignet sind. Über die Verein­
barung entscheidet der Träger der öffentli­
chen Jugendhilfe unter Beachtung vorge­
nannter Grundsätze im Rahmen seiner in § 79 
geregelten Verantwortung nach Maßgabe 
insoweit zu entwickelnder Gestaltungskrite­
rien; eine Differenzierung zwischen Typen von 
Einrichtungen ist möglich. Vereinbarungen 
über die Erbringung von Auslandsmaßnah­
men dürfen nur mit solchen Trägern abge­
schlossen werden, die die Maßgaben nach 
§ 38 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a bis d 
erfüllen. 

ei-r-rha l-t emund-mit-deu -B eh örden-d es Auf-
enthaltslandes-sowte-dan-deutschenWer-

(3) [...] (3) [...] 

(4) Der Träger [debfräger] der öffentlichen 
Jugendhilfe und die Leistungserbringer wirken 
zur Sicherstellung der stationären Versorgung 
zusammen. Welche Leistungserbringer hier­
bei einzubeziehen sind, entscheidet sich 
nach dem erforderlichen stationären Versor­
gungsangebot. Verträge sind so abzuschlie­
ßen, dass eine ausreichende, zweckmäßige 
und wirtschaftliche Versorgung mit stationä­
ren Einrichtungen auch langfristig gesichert 
ist. Einzubeziehen sind auch überörtlich tätige 
Leistungserbringer, deren besonderen Be­
dürfnissen auch Rechnung zu tragen ist. 

§ 79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben für die Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Buch die Gesamtverantwortung ein­
schließlich der Planungsverantwortung. 

§ 79 Gesamtverantwortung, Grundausstattung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben für die Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Buch die Gesamtverantwortung ein­
schließlich der Planungsverantwortung, wel-
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(2) [...] 

[...] 

che die Finanzierungsverantwortung umfasst. 
Im Rahmen seiner Gesamtverantwortung 
entwickelt der öffentliche Träger der Jugend­
hilfe insbesondere neue Erbringungsformen 
sowie Gestaltungsvorgaben hinsichtlich einer 
sozialräumlichen Orientierung von Leistungs­
angeboten und -arten. Im Rahmen seiner 
Gesamtverantwortung hat der Jugendhilfe­
träger das in § 1 geregelte Recht junger Men­
schen auf Förderung seiner Entwicklung und 
auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 
sowie die in § 1 Absatz 3 genannten Ziele der 
Kinder- und Jugendhilfe besonders zu be­
rücksichtigen. 

(2) [...] 

[...] 

§ 79a Qualitätsentwicklung in der Kinder-
und Jugendhilfe 

Um die Aufgaben der Kinder- und Jugendhil­
fe nach § 2 zu erfüllen, haben die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze und 
Maßstäbe für die Bewertung der Qualität 
sowie geeignete Maßnahmen zu ihrer Ge­
währleistung für 

1. die Gewährung und Erbringung von Leis­
tungen, 

2. die Erfüllung anderer Aufgaben, 
3. den Prozess der Gefährdungseinschät­

zung nach § 8a, 
4. die Zusammenarbeit mit anderen Institu­

tionen 

weiterzuentwickeln, anzuwenden und regel­
mäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch Qua­
litätsmerkmale für die Sicherung der Rechte 
von Kindern und Jugendlichen in Einrichtun­
gen und ihren Schutz vor Gewalt. Die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe orientieren sich 
dabei an den fachlichen Empfehlungen der 
nach § 85 Absatz 2 zuständigen Behörden 
und an bereits angewandten Grundsätzen 
und Maßstäben für die Bewertung der Quali­
tät sowie Maßnahmen zu ihrer Gewährleis­
tung. 

§ 79a Qualitätsentwicklung in der Kinder-
und Jugendhilfe 

Um die Aufgaben der Kinder- und Jugendhil­
fe nach § 2 zu erfüllen, haben die Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze und 
Maßstäbe für die Bewertung der Qualität 
sowie geeignete Maßnahmen zu ihrer Ge­
währleistung für 

1. die Gewährung und Erbringung von Leis­
tungen, 

2. die Erfüllung anderer Aufgaben, 
3. den Prozess der Gefährdungseinschät­

zung nach § 8a, 
4. die Zusammenarbeit mit anderen Institu­

tionen 

weiterzuentwickeln, anzuwenden und regel­
mäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch Qua-
lifätsmerkmale für die inklusive Ausrichtung 
der Aufgabenwahrnehmung und die Berück­
sichtigung der spezifischen Bedürfnisse von 
jungen Menschen mit Behinderungen sowie 
die Sicherung der Rechte von Kindern und 
Jugendlichen in Einrichtungen und ihren 
Schutz vor Gewalt. Die Träger der öffentli­
chen Jugendhilfe orientieren sich dabei an 
den fachlichen Empfehlungen der nach § 85 
Absatz 2 zuständigen Behörden und an be­
reits angewandten Grundsätzen und Maß­
stäben für die Bewertung der Qualität sowie 
Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung. 
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§ 80 Jugendhilfeplanung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben im Rahmen ihrer Planungsverantwor­
tung 

1. den Bestand an Einrichtungen und Diens­
ten festzustellen, 

2. den Bedarf unter Berücksichtigung der 
Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der 
jungen Menschen und der Personensor­
geberechtigten für einen mittelfristigen 
Zeitraum zu ermitteln und 

3. die zur Befriedigung des Bedarfs notwen­
digen Vorhaben rechtzeitig und ausrei­
chend zu planen; dabei ist Vorsorge zu 
treffen, dass auch ein unvorhergesehener 
Bedarf befriedigt werden kann. 

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so ge­
plant werden, dass insbesondere 

1. Kontakte in der Familie und im sozialen 
Umfeld erhalten und gepflegt werden 
können, 

2. ein möglichst wirksames, vielfältiges und 
aufeinander abgestimmtes Angebot von 
Jugendhilfeleistungen gewährleistet ist, 

3. junge Menschen und Familien in gefähr­
deten Lebens- und Wohnbereichen be­
sonders gefördert werden, 

4? Mütter und Väter Aufgaben in der Familie 
und Erwerbstätigkeit besser miteinander 
vereinbaren können. 

(3) ... 

§ 81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen 
Stellen und öffentlichen Einrichtungen 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ha­
ben mit anderen Stellen und öffentlichen 
Einrichtungen, deren Tätigkeit sich auf die 
Lebenssituation junger Menschen und ihrer 
Familien auswirkt, insbesondere mit 

Entwurfsfassung für 2017 

§ 80 Jugendhilfeplanung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
haben im Rahmen ihrer Planungsverantwor­
tung 

1. den Bestand an Einrichtungen und Diens­
ten festzustellen, 

2. den Bedarf unter Berücksichtigung der 
Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der 
jungen Menschen und der Personensor­
geberechtigten für einen mittelfristigen 
Zeitraum zu ermitteln und 

3. die zur Befriedigung des Bedarfs notwen­
digen Vorhaben rechtzeitig und ausrei­
chend zu planen; dabei ist Vorsorge zu 
treffen, dass auch ein unvorhergesehener 
Bedarf befriedigt werden kann sowie 

4. Maßnahmen zur Qualitätsgewährleistung 
der Leistungen nach § 36b Absatz 2 zu 
entwickeln und zu planen. 

(2) Einrichtungen und Dienste sollen so ge­
plant werden, dass insbesondere 

1. Kontakte in der Familie und im sozialen 
Umfeld erhalten und gepflegt werden 
können, 

2. ein möglichst wirksames, vielfältiges, in-
klusives und aufeinander abgestimmtes 
Angebot von Jugendhilfeleistungen ge­
währleistet ist, 

3. junge Menschen und Familien in gefähr­
deten Lebens- und Wohnbereichen be­
sonders gefördert werden, 

4. junge Menschen mit Behinderungen oder 
von Behinderung bedrohte junge Men­
schen mit jungen Menschen ohne Behin­
derung gemeinsam unter Berücksichti­
gung spezifischer Bedarfslagen gefördert 
werden können, 

5. Mütter und Väter Aufgaben in der Familie 
und Eiwerbstätigkeit besser miteinander 
vereinbaren können. 

(3) ... 

§ 81 Strukturelle Zusammenarbeit mit anderen 
Stellen und öffentlichen Einrichtungen 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ha­
ben mit anderen Stellen und öffentlichen 
Einrichtungen, deren Tätigkeit sich auf die 
Lebenssituation junger Menschen und ihrer 
Familien auswirkt, insbesondere mit 
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1. den Trägern von Soziaileistungen nach 
dem Zweiten, Dritten, Vierten, Fünften, 
Sechsten und dem Zwölften Buch sowie 
Trägern von Leistungen nach dem Bun­
desversorgungsgesetz, 

ö? den Familien- und Jugendgerichten, den 
Staatsanwaltschaften sowie den Justiz­
vollzugsbehörden, 

& Schulen und Stellen der Schulverwaltung, 
4r Einrichtungen und Stellen des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes und sonstigen Ein­
richtungen und Diensten des Gesund­
heitswesens, 

5? den Beratungsstellen nach den §§ 3 und 
8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes 
und Suchtberatungsstellen, 

4? Einrichtungen und Diensten zum Schutz 
gegen Gewalt in engen sozialen Bezie­
hungen, 

7=? den Stellen der Bundesagentur für Arbeit, 
8? Einrichtungen und Stellen der beruflichen 

Aus- und Weiferbildung, 
£? den Polizei- und Ordnungsbehörden, 
4QT der Gewerbeaufsicht und 
4=4=? Einrichtungen der Ausbildung für Fach­

kräfte, der Weiterbildung und der For­
schung 

im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse 
zusammenzuarbeiten. 

1. den Trägern von Sozialleistungen nach 
dem Zweiten, Dritten, Vierten, Fünften, 
Sechsten und dem Zwölften Buch sowie 
Trägern von Leistungen nach dem Bun­
desversorgungsgesetz, 

2. anderen Rehabilitationsträgern nach dem 
Neunten Buch, 

3. den Familien- und Jugendgerichten, den 
Staatsanwaltschaften sowie den Justiz­
vollzugsbehörden, 

4. Schulen und Stellen der Schulverwaltung, 
5. Einrichtungen und Stellen des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes und sonstigen Ein­
richtungen und Diensten des Gesund­
heitswesens, 

6. den Beratungsstellen nach den §§ 3 und 
8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes 
und Suchtberatungsstellen, 

7. Einrichtungen und Diensten zum Schutz 
gegen Gewalt in engen sozialen Bezie­
hungen, 

8. den Stellen der Bundesagentur für Arbeit, 
9. Einrichtungen und Stellen der beruflichen 

Aus- und Weiterbildung, 
10. den Polizei- und Ordnungsbehörden, 
11. der Gewerbeaufsicht und 
12. Einrichtungen der Ausbildung für Fach­

kräfte, der Weiterbildung und der For­
schung, 

13. Einrichtungen, die auf örtlicher Ebene 
Familien und den sozialen Zusammenhalt 
zwischen den Generationen stärken 
(Mehrgenerationenhäuser), 

im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse 
zusammenzuarbeiten. 

§ 83 Aufgaben des Bundes, Bundesjugend-
l<"i irntorii im l\öl V4 1 VJTI will 

(1) Die fachlich zuständige oberste Bundes­
behörde soll die Tätigkeit der Jugendhilfe 
anregen und fördern, soweit sie von überre­
gionaler Bedeutung ist und ihrer Art nach 
nicht durch ein Land allein wirksam gefördert 
werden kann. Flierzu gehören auch die über­
regionalen Tätigkeiten der Jugendorganisati­
onen der politischen Parteien auf dem Ge­
biet der Jugendarbeit. 

(2) [...] 

§ 83 Aufgaben des Bundes, sachverständige 
Beratung 

(1) Die fachlich zuständige oberste Bundes­
behörde soll die Tätigkeit der Jugendhilfe 
anregen und fördern, soweit sie von überre­
gionaler Bedeutung ist und ihrer Art nach 
nicht durch ein Land allein wirksam gefördert 
werden kann. Hierzu gehören auch die über­
regionalen Tätigkeiten der Jugendorganisati­
onen der politischen Parteien auf dem Ge­
biet der Jugendarbeit. 

(2) [...] 
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§ 86a Örtliche Zuständigkeit für Leistungen 
an junge Volljährige 

[...] 

(4) Wird eine Leistung nach §-4-3-A-b5Gte-3 
©deFRoeh § 21 über die Vollendung des 18. 
Lebensjahres hinaus weitergeführt oder geht 
der Hilfe für junge Volljährige nach § 41 eine 
dieser Leistungen, eine Leistung nach § 19 
oder eine Hilfe nach den §§ 27 bis 35a vo­
raus, so bleibt der örtliche Träger zuständig, 
der bis zu diesem Zeitpunkt zuständig war. 
Eine Unterbrechung der Hilfeleistung von bis 
zu drei Monaten bleibt dabei außer Betracht. 
Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn 
eine Hilfe für junge Volljährige nach § 41 be­
endet war und innerhalb von drei Monaten 
erneut Hilfe für junge Volljährige nach § 41 
erforderlich wird. 

§ 86a Örtliche Zuständigkeit für Leistungen 
an junge Volljährige 

[ • • • ]  

(4) Wird eine Leistung nach § 21 über die 
Vollendung des 18. Lebensjahres hinaus wei­
tergeführt oder geht den Leistungen für junge 
Volljährige nach § 41 eine dieser Leistungen, 
eine Leistung nach § 19 oder eine Hilfe nach 
den §§27 bis 35a voraus, so bleibt der örtli­
che Träger zuständig, der bis zu diesem Zeit­
punkt zuständig war. Eine Unterbrechung der 
Hilfeleistung von bis zu drei Monaten bleibt 
dabei außer Betracht. Die Sätze 1 und 2 gel­
ten entsprechend, wenn Leistungen zur Ver­
selbständigung für junge Volljährige nach 
§ 41 beendet waren und innerhalb von drei 
Monaten erneut Leistungen für junge Volljäh­
rige nach § 41 erforderlich werden. 

§ 86b Örtliche Zuständigkeit für Leistungen in 
gemeinsamen Wohnformen für Mütter/Väter 
und Kinder 

[.••] 

(3) Geht der Leistung Hilfe nach den §§ 27 bis 
35a oder eine Leistung nach §-l-3-Absatz 3, 
§ 21 oder § 41 voraus, so bleibt der örtliche 
Träger zuständig, der bisher zuständig war. 
Eine Unterbrechung der Hilfeleistung von bis 
zu drei Monaten bleibt dabei außer .Betracht. 

§ 86b Örtliche Zuständigkeit für Leistungen in 
gemeinsamen Wohnformen für Mütter/Väter 
und Kinder 

[ - ]  

(3) Geht der Leistung Hilfe nach den §§ 27 bis 
35a oder eine Leistung nach § 21 oder § 41 
voraus, so bleibt der örtliche Träger zuständig, 
der bisher zuständig war. Eine Unterbrechung 
der Hilfeleistung von bis zu drei Monaten 
bleibt dabei außer Betracht. 

§ 87a Örtliche Zuständigkeit für Erlaubnis, 
Meldepflichten und Untersagung 

( 1 )  

Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis sowie 
deren Rücknahme oder Widerruf {§-§ 43, 44) 
ist der örtliche Träger zuständig, in dessen 
Bereich die Pflegeperson ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

(2) [...] 

[...] 

§ 87a Örtliche Zuständigkeit für Erlaubnis, 
Meldepflichten und Untersagung 

(1) Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis nach 
§ 43 sowie deren Rücknahme und Widerruf ist 
der örtliche Träger zuständig, in dessen Be­
reich die Tagespflegeperson ihre Tätigkeit 
ausübt. Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis 
nach § 44 sowie deren Rücknahme und Wi­
derruf ist der örtliche Träger zuständig, in des­
sen Bereich die Pflegeperson ihren gewöhnli­
chen Aufenthalt hat. 

(2) [...] 

[...] 

§ 87c Örtliche Zuständigkeit für die Beistand­
schaft, die Amtspflegschaft, die Amtsvormund­
schaft und die Beseheinigung nach § 58a 

[ . . . ]  

(6) Für die Erteilung der Bescheinigung nach 
§ 58a Absatz 2 gilt Absatz 1 entsprechend. Die 
Mitteilungen nach § 1626d Absatz 2 des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs, die Mitteilungen nach 

§ 87c Örtliche Zuständigkeit für die Beistand­
schaft, die Amtspflegschaft, die Amtsvormund­
schaft und die schriftliche Auskunft nach § 58a 

[ . . . ]  

(6) Für die Erteilung der Bescheinigung nach 
§ 58a Absatz 2 gilt Absatz 1 entsprechend. Die 
Mitteilungen nach § 1626d Absatz 2 des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs, die Mitteilungen nach 
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§ 155a Absatz 3 Satz 3 und Absatz 5 Satz 2 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensa­
chen und in den Angelegenheiten der freiwilli­
gen Gerichtsbarkeit sowie die Mitteilungen 
nach § 50 Absatz 3 sind an das für den Ge­
burtsort des Kindes oder des Jugendlichen 
zuständige Jugendamt zu richten; § 88 Ab­
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Das nach Satz 2 
zuständige Jugendamt teilt auf Ersuchen dem 
nach Satz 1 zuständigen Jugendamt mit, ob 
Pintragufigenim-Soigeregister vorliegen. 

§ 155a Absatz 3 Satz 3 und Absatz 5 Satz 2 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensa­
chen und in den Angelegenheiten der freiwilli­
gen Gerichtsbarkeit sowie die Mitteilungen 
nach § 50 Absatz 3 sind an das für den Ge­
burtsort des Kindes oder des Jugendlichen 
zuständige Jugendamt zu richten; § 88 Absatz 
1 Satz 2 gilt entsprechend, wenn der Geburtsort 
des Kindes oder des Jugendlichen im Ausland 
liegt, dieser nicht zu ermitteln ist oder Sorgeer­
klärungen vor der Geburt des Kindes abgege­
ben und beurkundet wurden. Das nach Satz 2 
zuständige Jugendamt teilt auf Ersuchen dem 
nach Satz 1 zuständigen Jugendamt mit, ob 
Mitteilungen nach § 1626d Absatz 2 des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs, nach § 155a Absatz 3 
Satz 3 und Absatz 5 Satz 2 oder § 155b des Ge­
setzes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit oder nach § 50 Absatz 3 vor­
liegen. Die Mitteilungen enthalten auch die 
Angabe, in welchen Bereichen die elterliche 
Sorge der Mutter entzogen, den Eltern gemein­
sam oder dem Vater allein übertragen wurde. 

§ 94 Umfang der Heranziehung 

[ . . . ]  

(3) Werden Leistungen über Tag und Nacht 
außerhalb des Elternhauses erbracht und 
bezieht einer der Elternteile Kindergeld für 
den jungen Menschen, so hat dieser unab­
hängig von einer Heranziehung nach Absatz 
1 Satz 1 und 2 und nach Maßgabe des Ab­
satzes 1 Satz 3 und 4 einen Kostenbeitrag in 
Höhe des Kindergeldes zu zahlen. Zahlt der 
Elternteil den Kostenbeitrag nach Satz 1 nicht, 
so sind die Träger der öffentlichen Jugendhil­
fe insoweit berechtigt, das auf dieses Kind 
entfallende Kindergeld durch Geltendma­
chung eines Erstattungsanspruchs nach § 74 
Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes in 
Anspruch zu nehmen. 

(4) [...] 

[...} 
(6) Bei vollstationären Leistungen haben jun­
ge Menschen und Leistungsberechtigte nach 
§ 19 nach Abzug der in § 93 Absatz 2 ge­
nannten Beträge 75 Prozent ihres Einkom­
mens als Kostenbeitrag einzusetzen. Es-kann 
ein-^eringerer-Kostenbeitrag erhoben-oder 
gänzlich v-on-der-Erhebung-öes-Kostenbei-

§ 94 Umfang der Heranziehung 

[ • • • ]  

(3) Werden Leistungen über Tag und Nacht 
außerhalb des Elternhauses erbracht und 
bezieht einer der Elternteile Kindergeld für 
den jungen Menschen, so hat dieser unab­
hängig von einer Heranziehung nach Absatz 
1 Satz 1 und 2 und nach Maßgabe des Ab­
satzes 1 Satz 3 und 4 einen Kostenbeitrag in 
Höhe des Kindergeldes zu zahlen. Zahlt der 
Elternteil den Kostenbeitrag nach Satz 1 nicht, 
so sind die Träger der öffentlichen Jugendhil­
fe insoweit berechtigt, das auf dieses Kind 
entfallende Kindergeld durch Geltendma­
chung eines Erstattungsanspruchs nach § 74 
Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes in 
Anspruch zu nehmen. Bezieht der junge 
Mensch das Kindergeld selbst, gelten die 
Sätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) [...] 

[ • • • ]  

(6) Bei vollstationären Leistungen haben junge 
Menschen und Leistungsberechtigte nach 
§ 19 nach Abzug der in § 93 Absatz 2 genann­
ten Beträge 50 Prozent ihres Einkommens als 
Kostenbeitrag einzusetzen. § 93 Absatz 4 ist 
nicht anwendbar. Folgende Einkommen blei­
ben für den Kostenbeitrag unberücksichtigt: 
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Zweck der Leis 
, die dem 

dient. Dies-ailtinsbeson-

das-soziale 
odeidddtuFe Ile-Enga gemeat-i m-Vard ergrund 
dehefh 

1. Einkommen aus Schülerjobs oder Praktika 
mit einer Vergütung bis zur Höhe von 150 
Euro monatlich, 

2. Einkommen aus Ferienjobs zweimal im 
Kalenderjahr bis zu einer Dauer von je­
weils maximal 4 Wochen bis zur Höhe von 
jeweils 400 Euro oder einmal im Kalender­
jahr bis zu einer Dauer von maximal 
6 Wochen bis zur Höhe von 800 Euro, 

3. 150 Euro als Teil einer Ausbildungsvergütung. 

§ 98 Zweck und Umfang der Erhebung 
(1) Zur Beurteilung der Auswirkungen der Best­
immungen dieses Buches und zu seiner Fort­
entwicklung sind laufende Erhebungen über 

1. Kinder und tätige Personen in Tagesein­
richtungen, 

2. Kinder und tätige Personen in öffentlich 
geförderter Kindertagespflege, 

3. Personen, die mit öffentlichen Mitteln ge­
förderte Kindertagespflege gemeinsam 
oder auf Grund einer Erlaubnis nach § 43 
Absatz 3 Satz 3 in Pflegestellen durchfüh­
ren, und die von diesen betreuten Kinder, 

4. die Empfänger 
a) der Hilfe zur Erziehung, 
b) der Hilfe für junge Volljährige und 

c) der Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte Kinder und Jugendliche, 

5. Kinder und Jugendliche, zu deren Schutz 
vorläufige Maßnahmen getroffen worden 
sind, 

6. Kinder und Jugendliche, die als Kind an­
genommen worden sind, 

7. Kinder und Jugendliche, die unter Amts­
pflegschaft, Amtsvormundschaft oder 
Beistandschaft des Jugendamts stehen, 

8. Kinder und Jugendliche, für die eine Pfle­
geerlaubnis erteilt worden ist, 

9. Maßnahmen des Familiengerichts, 
10. Angebote der Jugendarbeit nach § 11 

sowie Fortbildungsmaßnahmen für eh­
renamtliche Mitarbeiter anerkannter Trä­
ger der Jugendhilfe nach § 74 Absatz 6, 

11. die Einrichtungen mit Ausnahme der Ta­
geseinrichtungen, Behörden und Ge­
schäftsstellen in der Jugendhilfe und die 
dort tätigen Personen sowie 

12. die Ausgaben und Einnahmen der öffent­
lichen Jugendhilfe 

13. Gefährdungseinschätzungen nach § 8a 

als Bundesstatistik durchzuführen. 

(2) [...] 

§ 98 Zweck und Umfang der Erhebung 
(1) Zur Beurteilung der Auswirkungen der Best­
immungen dieses Buches und zu seiner Fort­
entwicklung sind laufende Erhebungen über 

1. Kinder und tätige Personen in Tagesein­
richtungen, 

2. Kinder und tätige Personen in öffentlich 
geförderter Kindertagespflege, 

3. Personen, die mit öffentlichen Mitteln ge­
förderte Kindertagespflege gemeinsam 
oder auf Grund einer Erlaubnis nach § 43 
Absatz 3 Satz 3 in Pflegestellen durchfüh­
ren, und die von diesen betreuten Kinder, 

4. die Empfänger 
a) der Hilfe zur Erziehung, 
b) der Leistungen zur Verselbständigung 

für junge Volljährige und 
c) der Eingliederungshilfe für seelisch 

behinderte Kinder und Jugendliche, 
5. Kinder und Jugendliche, zu deren Schutz 

vorläufige Maßnahmen getroffen worden 
sind, 

6. Kinder und Jugendliche, die als Kind an­
genommen worden sind, 

7. Kinder und Jugendliche, die unter Amts­
pflegschaft, Amtsvormundschaft oder 
Beistandschaft des Jugendamts stehen, 

8. Kinder und Jugendliche, für die eine Pfle­
geerlaubnis erfeilt worden ist, 

9. Maßnahmen des Familiengerichts, 
10. Angebote der Jugendarbeit nach § 11 

sowie Fortbildungsmaßnahmen für eh­
renamtliche Mitarbeiter anerkannter Trä­
ger der Jugendhilfe nach § 74 Absatz 6, 

11. die Einrichtungen mit Ausnahme der Ta­
geseinrichtungen, Behörden und Ge­
schäftsstellen in der Jugendhilfe und die 
dort tätigen Personen sowie 

12. die Ausgaben und Einnahmen der öffent­
lichen Jugendhilfe 

13. Gefährdungseinschätzungen nach § 8a 

als Bundesstatistik durchzuführen. 

(2) [...] 
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§ 99 Erhebungsmerkmale 

(1) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen 
über Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27 bis 
35, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche nach § 35a und Hilfe 
für junge Volljährige nach § 41 sind 

1. im Hinblick auf die Hilfe 
a) Art und Name des Trägers des Hilfe 

durchführenden Dienstes oder der Hil­
fe durchführenden Einrichtung, 

b) Art der Hilfe, 
c) Ort der Durchführung der Hilfe, 
d) Monat und Jahr des Beginns und En­

des sowie Fortdauer der Hilfe, 
e) familienrichterliche Entscheidungen 

zu Beginn der Hilfe, 
f) Intensität der Hilfe, 
g) Hilfe anregende Institutionen oder 

Personen, 
h) Gründe für die Hilfegewährung, 
i) Grund für die Beendigung der Hilfe, 
j) vorangegangene Gefährdungsein­

schätzung nach § 8a Absatz 1, 
k) Einleitung der Hilfe im Anschluss an ei­

ne vorläufige Maßnahme zum Schutz 
von Kindern und Jugendlichen im Fall 
des § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
sowie 

2. im Hinblick auf junge Menschen 
a) Geschlecht, 
b) Geburtsmonat und Geburtsjahr, 
c) Lebenssituation bei Beginn der Hilfe, 
d) anschließender Aufenthalt, 
e) nachfolgende Hilfe; 

3. bei sozialpädagogischer Familienhilfe 
nach § 31 und anderen familienorientier­
ten Hilfen nach § 27 zusätzlich zu den un­
ter den Nummern 1 und 2 genannten 
Merkmalen 
a) Geschlecht, Geburtsmonat und Ge­

burtsjahr der in der Familie lebenden 
jungen Menschen sowie 

b) Zahl der außerhalb der Familie leben­
den Kinder und Jugendlichen. 

(2) [...] 

Entwurfsfassung für 2017 

§ 99 Erhebungsmerkmale 

(1) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen 
über Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27 bis 
35, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche nach § 35a und Leis­
tungen zur Verselbständigung für junge Voll­
jährige nach § 41 sind 

1. im Hinblick auf die Hilfe 
a) Art und Name des Trägers des Hilfe 

durchführenden Dienstes oder der Hil­
fe durchführenden Einrichtung, 

b) Art der Hilfe, 
c) Ort der Durchführung der Hilfe, 
d) Monat und Jahr des Beginns und En­

des sowie Fortdauer der Hilfe, 
e) familienrichterliche Entscheidungen 

zu Beginn der Hilfe, 
f) Intensität der Hilfe, 
g) Hilfe anregende Institutionen oder 

Personen, 
h) Gründe für die Hilfegewährung, 
i) Grund für die Beendigung der Hilfe, 
j) vorangegangene Gefährdungsein­

schätzung nach § 8a Absatz 1, 
k) Einleitung der Hilfe im Anschluss an ei­

ne vorläufige Maßnahme zum Schutz 
von Kindern und Jugendlichen im Fall 
des § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
sowie 

2. im Hinblick auf junge Menschen 
a) Geschlecht, 
b) Geburtsmonat und Geburtsjahr, 
c) Lebenssituation bei Beginn der Hilfe, 
d) anschließender Aufenthalt, 
e) nachfolgende Hilfe; 

3. bei sozialpädagogischer Familienhilfe 
nach § 31 und anderen familienorientier­
ten Hilfen nach § 27 zusätzlich zu den un­
ter den Nummern 1 und 2 genannten 
Merkmalen 
a) Geschlecht, Geburtsmonat und Ge­

burtsjahr der in der Familie lebenden 
jungen Menschen sowie 

b) Zahl der außerhalb der Familie leben­
den Kinder und Jugendlichen. 

(2) [...] 
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Neu: § 107 Übergangsregelungen 

(1) Für Leistungen, die vor dem [Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] nach dem Neunten 
Buch erbracht wurden, gilt die Höhe des Kostenbeitrags, der nach dem Neunten Buch erho­
ben wurde, als obere Grenze für den Kostenbeitrag nach § 91 bis § 94, solange die Leistung 
nach diesem Buch fortgesetzt wird und sich das Einkommen nicht um mehr als 10 Prozent 
verändert. 

(2) [...] 

Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) 

§ 3 Rahmenbedingungen für verbindliche 
Netzwerkstrukturen im Kinderschutz 

[ . . . ]  

(2) In das Netzwerk sollen insbesondere Ein­
richtungen und Dienste der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe, Einrichtungen und Diens­
te, mit denen Verträge nach § 75 Absatz 3 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch beste­
hen, Gesundheitsämter, Sozialämter, Ge­
meinsame Servicestellen, Schulen, Polizei-
und Ordnungsbehörden, Agenturen für Ar­
beit, Krankenhäuser, Sozialpädiatrische Zen­
tren, Frühförderstellen, Beratungsstellen für 
soziale Problemlagen, Beratungsstellen nach 
den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskon­
fliktgesetzes, Einrichtungen und Dienste zur 
Müttergenesung sowie zum Schutz gegen 
Gewalt in engen sozialen Beziehungen, Fami­
lienbildungsstätten, Familiengerichte und 
Angehörige der Fleilberufe einbezogen wer­
den. 

(3) [...] 

[-] 

§ 3 Rahmenbedingungen für verbindliche 
Netzwerkstrukturen im Kinderschutz 

[...] 

(2) In das Netzwerk sollen insbesondere Ein­
richtungen und Dienste der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe, Einrichtungen und Diens­
te, mit denen Verträge nach § 75 Absatz 3 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch beste­
hen, Gesundheitsämter, Sozialämter, Ge­
meinsame Servicestellen, Schulen, Polizei-
und Ordnungsbehörden, Agenturen für Ar­
beit, Krankenhäuser, Sozialpädiatrische Zen­
tren, Frühförderstellen, Beratungsstellen für 
soziale Problemlagen, Beratungsstellen nach 
den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskon­
fliktgesetzes, Einrichtungen und Dienste zur 
Müttergenesung, Mehrgenerationenhäuser 
sowie zum Schutz gegen Gewalt in engen 
sozialen Beziehungen, Familienbildungsstät­
ten, Familiengerichte und Angehörige der 
Fleilberufe einbezogen werden. 

(3) [...] 

[ . . . ]  

§ 4 Beratung und Übermittlung von Informati­
onen durch Geheimnisträger bei Kindeswohl-
gefährdung 

(1) Werden 

1. Ärztinnen oder Ärzten, Plebammen oder 
Entbindungspflegern oder Angehörigen 
eines anderen Fleilberufes, der für die Be­
rufsausübung oder die Führung der Be­
rufsbezeichnung eine staatlich geregelte 
Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologinnen oder -psychologen 
mit staatlich anerkannter wissenschaftli­
cher Abschlussprüfung, 

3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugend­
beraterinnen oder -beratern sowie 

§ 4 Beratung und Übermittlung von Informati­
onen durch Geheimnisträger bei Kindeswohl-
gefährdung 

(1) Werden 

1. Ärztinnen oder Ärzten, Plebammen oder 
Entbindungspflegern oder Angehörigen 
eines anderen Fleilberufes, der für die Be­
rufsausübung oder die Führung der Be­
rufsbezeichnung eine staatlich geregelte 
Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologinnen oder -psychologen 
mit staatlich anerkannter wissenschaftli­
cher Abschlussprüfung, 

3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugend­
beraterinnen oder-beratern sowie 
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4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfra­
gen in einer Beratungsstelle, die von einer 
Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts aner­
kannt ist, 

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer an­
erkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 
und 8 des Schwangerschaftskonfliktgeset­
zes, 

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen 
oder -arbeitern oder staatlich anerkann­
ten Soziqlpädagoginnen oder -pädago-
gen oder 

7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen 
und an staatlich anerkannten privaten 
Schulen 

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit ge­
wichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder eines Jugendli­
chen bekannt, so sollen sie mit dem Kind 
oder Jugendlichen und den Personensorge­
berechtigten die Situation erörtern und, so­
weit erforderlich, bei den Personensorgebe­
rechtigten auf die Inanspruchnahme von 
Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksa­
me Schutz des Kindes oder des Jugendlichen 
nicht in Frage gestellt wird. 

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur 
Einschätzung der Kindeswohlgefährdung 
gegenüber dem Träger der öffentlichen Ju­
gendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine 
insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu die­
sem Zweck befugt, dieser Person die dafür 
erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer 
Übermittlung der Daten sind diese zu pseu-
donymisieren. 

|3f-Seheidet eine-A-bwendung-dei-Gefähr-
öu-ng-fiac-h Absatz I au-s-oöer-ist ein-Vorge-
hen na-eh Absatz 1 erfoigtos-u-nd-halten die-in 
Absatz 1 aefrannten Personen ein Tätk 

4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfra­
gen in einer Beratungsstelle, die von einer 
Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts aner­
kannt ist, 

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer an­
erkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 
und 8 des Schwangerschaftskonfliktgeset­
zes, 

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen 
oder -arbeitern oder staatlich anerkann­
ten Sozialpädagoginnen oder-pädago-
gen oder 

7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen 
und an staatlich anerkannten privaten 
Schulen 

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit ge­
wichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder eines Jugendli­
chen bekannt, sind sie befugt, soweit sie dies 
zur Abwendung der Gefährdung für erforder­
lich halten, das Jugendamt zu informieren 
und ihm die zur Abwendung der Gefährdung 
erforderlichen Daten mitzuteilen; hierauf sind 
die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei 
denn, dass damit der wirksame Schutz des 
Kindes oder des Jugendlichen in Frage ge­
stellt wird. 

(2) Hierbei sollen sie, soweit möglich, mit dem 
Kind oder Jugendlichen und den Personen­
sorgeberechtigten die Situation erörtern und, 
soweit erforderlich, bei den Personensorge­
berechtigten auf die Inanspruchnahme von 
Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksa­
me Schutz des Kindes oder des Jugendlichen 
nicht in Frage gestellt wird. 

(3) Die Personen nach Absatz 1 haben zur 
Einschätzung der Kindeswohlgefährdung 
gegenüber dem Träger der öffentlichen Ju­
gendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine 
insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu die­
sem Zweck befugt, dieser Person die dafür 
erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer 
Übermittlung der Daten sind diese zu pseu-
donymisieren. 

(4) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Stel­
len, die dem Sozialgeheimnis nach § 35 Ab­
satz 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
unterliegen und nicht dem Personenkreis des 
Absatzes 1 angehören, und denen in Aus­
übung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder eines Jugendlichen be-
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fer-n-hierGu-f-sifld die Betroffenen vorerk-hinzu-
weisen, es s ei-GeRR-doss-dg-m tt-der-w-ifk-sGfioe 
SGhtFte-desdviR^es-GdeF-des-dtiQetodliGheR-i« 
Frage gestellt wird. Zu diesem Zweck sind die 
RersöRen-RGG-h-Sa tz 1 belu gtr-GteFR-JugeRd-
amt die-erforderlichen Daten mitzuteilen? 

kannt werden, sind befugt, das Jugendamt zu 
informieren und ihm die zur Abwendung der 
Gefährdung erforderlichen Daten mitzuteilen; 
hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuwei­
sen, es sei denn, dass damit der wirksame 
Schutz des Kindes oder des Jugendlichen in 
Frage gestellt wird. Absatz 3 gilt entspre­
chend. 


